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Zusammenfassung

| Etwa ein Viertel der Unionsblirger ab 16 Jahren hat nach eigenen Angaben eine
Behinderung und erklart, dadurch im Alltag beeintrdchtigt zu sein. Die EU und ihre
Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des Ubereinkommens der Vereinten Nationen
Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen ("Behindertenrechtskonvention")
und verpflichten sich damit, die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen am Alltagsleben zu fordern. Vor diesem Hintergrund hat die EU
mehrere Strategien angenommen, um die Mitgliedstaaten — die fiir politische
MalRnahmen in den Bereichen soziale Inklusion, Beschaftigung und Bildung primar
zustandig sind — dabei zu unterstitzen, Verbesserungen im Leben von Menschen mit
Behinderungen zu bewirken.

1 Der Hof prifte, ob Menschen mit Behinderungen in den Mitgliedstaaten durch die
Malnahmen der Kommission wirksam unterstiitzt werden und ob die Kriterien der
Mitgliedstaaten fiir die Zuerkennung des Behindertenstatus eine gegenseitige
Anerkennung innerhalb der EU zulassen. Ferner priifte der Hof, ob die Kommission auf
der Grundlage vergleichbarer Statistiken einen fundierten Uberblick tiber die Situation
von Menschen mit Behinderungen in der EU hat. Der Hof bewertete die Gestaltung der
EU-Strategie fur die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-2030. Daruber
hinaus untersuchte der Hof, wie finf der Organe der Union in ihrer Eigenschaft als
Arbeitgeber die Einstellung und Inklusion von Menschen mit Behinderungen forderten.
Und schlieBRlich priifte der Hof, ob die Unionsmittel fiir die
Programmplanungszeitraume 2014-2020 und 2021-2027 wirksam auf die Bedirfnisse
von Menschen mit Behinderungen ausgerichtet waren und ob dies liberwacht wurde.

"l Der Hof geht davon aus, dass die Ergebnisse seiner Prifung in die
Halbzeitlberprifung der Strategie 2021-2030 und der Unionsmittel fir den
Programmplanungszeitraum 2021-2027 einflieBen werden. Das Europdische
Parlament hat bei mehreren Gelegenheiten angeregt, dass der Hof eine solche Priifung
vornimmt.

vV Der Hof ist zu dem Schluss gelangt, dass die EU-Malinahmen zur Unterstiitzung
von Menschen mit Behinderungen nur begrenzte Auswirkungen hatten. Insgesamt
waren bei den wichtigsten Indikatoren fir die Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen in den letzten Jahren keine wesentlichen Verbesserungen zu
verzeichnen. Der Hof hat auch festgestellt, dass die Kriterien fiir die Zuerkennung des
Behindertenstatus je nach Mitgliedstaat unterschiedlich sind und von den dezentralen
Behorden in den Mitgliedstaaten unterschiedlich ausgelegt werden. Vor diesem
Hintergrund konnten die diesbezliglichen Statistiken nicht immer mit den Daten
abgeglichen werden, die auf EU-Ebene in Umfragen erhoben wurden, bei denen die



Befragten selbst Angaben zu ihrem Behindertenstatus gemacht hatten. Darliber hinaus
stellte der Hof einige Mangel bei den EU-Statistiken in Bezug auf die Abdeckung, die
Haufigkeit und den Detaillierungsgrad (Granularitat) fest. Diese Unterschiede
hinsichtlich des Datenmaterials kénnen die gegenseitige Anerkennung des
Behindertenstatus in der EU erschweren.

V in der EU-Strategie fir die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-2030
werden Ziele und MaBRnahmenschwerpunkte der EU fiir verschiedene Bereiche
vorgegeben, z. B. Barrierefreiheit, Blrgerrechte, Lebensqualitat, gleicher Zugang und
Nichtdiskriminierung sowie Forderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen.
Mit der neuen Strategie wurden die meisten bei der Europdischen Strategie zugunsten
von Menschen mit Behinderungen 2010-2020 beanstandeten Defizite behoben. Einige
wesentliche Probleme, die zumindest teilweise in den Zustdandigkeitsbereich der
Kommission fallen, wurden jedoch noch nicht gel®st: Die Strategie 2021-2030 ist nach
wie vor nicht hinreichend mit der Bereitstellung von Unionsmitteln verkniipft, es
wurde noch nicht Gberprift, ob alle wichtigen EU-Rechtsvorschriften mit der
Behindertenrechtskonvention im Einklang stehen, und die Annahme maRgeblicher
Rechtsvorschriften (iber die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist ins Stocken
geraten.

Vi Die Strategie 2021-2030 umfasst neue Initiativen zur Verbesserung der
gegenseitigen Anerkennung des Behindertenstatus (EU-Behindertenausweis) oder zur
Erh6hung der Beschaftigungsquote von Menschen mit Behinderungen
(Beschaftigungspaket fir Menschen mit Behinderungen). In der Strategie 2021-2030
verpflichtet sich die Kommission zudem, bei der Forderung der Inklusion von
Menschen mit Behinderungen in den eigenen Personalbestand mit gutem Beispiel
voranzugehen, und die Unionsorgane werden aufgefordert, diesem Beispiel zu folgen.
Die Auswirkungen dieser Initiativen kénnen aber noch nicht bewertet werden.

Vil Der Hof gelangte zu dem Schluss, dass der Uberwachungsrahmen der
Kommission nicht so ausgelegt war, dass Informationen darliber bereitgestellt werden
konnten, inwieweit die Unionsmittel in den beiden Programmplanungszeitréumen
2014-2020 und 2021-2027 zur Verbesserung der Situation von Menschen mit
Behinderungen beigetragen haben. In den kohdsionspolitischen Programmen ist keine
Ausgabenkategorie fiir die Unterstiitzung von Menschen mit Behinderungen
enthalten. Mit den EU-Rechtsvorschriften fir den Zeitraum 2021-2027 wurden neue
Anforderungen im Hinblick auf die horizontale grundlegende Voraussetzung fir die
Umsetzung der Behindertenrechtskonvention sowie den Prozess des Europdischen
Semesters eingefiihrt. Diese tragen unter Umsténden jedoch nur begrenzt dazu bei,
die Ausrichtung der Unionsmittel auf die Bedlrfnisse von Menschen mit
Behinderungen zu verbessern.



VI auf der Grundlage dieser Schlussfolgerungen empfiehlt der Hof der Kommission,

a) mehr Daten Uber die Situation von Menschen mit Behinderungen zu erfassen, die
in Bezug auf Abdeckung, Haufigkeit und Granularitat vergleichbar sind, damit
diese als eine Grundlage zur Messung der Auswirkungen und der Wirksamkeit der
EU-Politik zur Sicherstellung der Gleichberechtigung von Menschen mit
Behinderungen dienen kdnnen;

b) schrittweise zu Gberpriifen, ob die malRgeblichen EU-Rechtsvorschriften mit der
Behindertenrechtskonvention im Einklang stehen, und angemessene MalRnahmen
zu ergreifen, um den Rat bei der Annahme der Gleichbehandlungsrichtlinie zu
unterstitzen;

c) aufdie gegenseitige Anerkennung des Behindertenstatus innerhalb der EU
hinzuarbeiten und dabei die Grundsatze der Subsidiaritat und der
VerhaltnismaRigkeit zu beachten.

I X Dariiber hinaus empfiehlt der Hof den Unionsorganen, zu messen, welche
Fortschritte sie bei der Einstellung und Inklusion von Menschen mit Behinderungen
machen, und regelmaRig dariliber zu berichten, um zu veranschaulichen, wie sie mit
gutem Beispiel vorangehen.



Einleitung

01 im Ubereinkommen der Vereinten Nationen tber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen vom Dezember 2006 ("Behindertenrechtskonvention") wird der Begriff
"Behinderung" verhaltnismaRig umfassend wie folgt definiert: "Zu den Menschen mit
Behinderungen zdhlen Menschen, die langfristige korperliche, seelische, geistige oder
Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen
Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der
Gesellschaft hindern kénnen"*. Der Hof verwendet in seinem Bericht den Begriff
"Menschen mit Behinderungen" durchgéngig im Sinne der
Behindertenrechtskonvention.

02 In einer Umfrage von Eurostat aus dem Jahr 2021 gaben etwa 25 % der Menschen
in der EU im Alter von 16 Jahren oder dlter an, leicht oder schwer behindert zu sein
(siehe Abbildung 1). Dieser Anteil entspricht etwa 87 Millionen Menschen. Davon
haben Gber 24 Millionen Menschen nach eigenen Angaben eine oder mehrere schwere
Behinderungen’. Menschen mit Behinderungen, die in einer Einrichtung leben
(Schatzungen zufolge liber eine Million Kinder und Erwachsene unter 65 Jahren und
mehr als zwei Millionen Erwachsene lber 65 Jahren), sind in den Zahlen von 2021
nicht berucksichtigt?.

03 In der Umfrage wurden auch erhebliche Unterschiede zwischen den
Mitgliedstaaten festgestellt. So reichte die Pravalenz langfristiger Beeintrachtigungen
unter den Umfrageteilnehmern (nach eigener Wahrnehmung) von 16,7 % in Malta bis
37,1 % in Lettland (siehe Abbildung 1).

Artikel 1 der Behindertenrechtskonvention.

Bericht liber das Thema "Gleiche Rechte fiir Menschen mit Behinderungen"
(2022/2026(IN1)).

"Union der Gleichheit: Strategie fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021-
2030", COM(2021) 101 final.


https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Downloads/DE/AS/PublikationenErklaerungen/Broschuere_UNKonvention_KK.pdf?__blob=publicationFile&v=8
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2022-0284_DE.html?_sm_au_=iVV6PvkVfZSnVW0rVkFHNKt0jRsMJ#_section2
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0101

Abbildung 1 — Personen mit langfristigen Beeintrachtigungen bei
tiblichen Aktivitaten infolge von Gesundheitsproblemen
(Selbsteinschdtzung), 2021 (in Prozent)
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Hinweis: Personen im Alter von 16 Jahren oder élter. In Einrichtungen lebende Personen sind in den
Angaben nicht enthalten. Die Daten fiir die Slowakei beziehen sich auf das Jahr 2020.

Quelle: Europaische Kommission.



04 Wegen der Alterung der Bevolkerung in der EU werden der prozentuale Anteil
und die Zahl der Menschen mit Behinderungen voraussichtlich zunehmen. Gemafld dem
Bericht der Kommission Uber den demografischen Wandel 2020* wird der Anteil der
Menschen im Alter von 65 Jahren und dlter voraussichtlich von etwa 20 % im Jahr 2019
auf 30 % im Jahr 2070 steigen. Der Anteil der Menschen ab 80 Jahren werde sich mehr
als verdoppeln (auf 13 %). Dem Bericht zufolge gaben 49 % der Personen im Alter von
65 Jahren oder dlter im Jahr 2018 an, eine Behinderung zu haben oder langfristig in
ihrer Aktivitat eingeschrankt zu sein. Daher werde dieser demografische Wandel zu
einem Anstieg der Pravalenz von Behinderungen fiihren. AulRerdem wird sich den
Prognosen zufolge die Zahl der Personen in der EU, die moglicherweise auf eine
Langzeitpflege angewiesen sind, von 30,8 Millionen im Jahr 2019 auf 33,7 Millionen im
Jahr 2030 und auf 38,1 Millionen im Jahr 2050° erhéhen. Dadurch wird die Belastung
der Pflegesysteme in den Mitgliedstaaten weiter zunehmen (Abbildung 2 und
Abbildung 3).

Abbildung 2 — Personen mit langfristigen Beeintrachtigungen bei

tiblichen Aktivitdaten infolge von Gesundheitsproblemen
(Selbsteinschatzung) nach Geschlecht und Alter, 2021 (in Prozent)
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Hinweis: Etwaige Abweichungen in den Prozentsummen sind rundungsbedingt.

Quelle: Europadische Kommission.

4 Europdische Kommission, Report on the Impact of Demographic Change.

> Ausschuss fir Sozialschutz und Europaische Kommission, 2021 Long-term care report:
Trends, challenges and opportunities in an ageing society, Bd. 1, 2021.


https://commission.europa.eu/system/files/2020-06/demography_report_2020_n.pdf
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/484b0ceb-cd83-11eb-ac72-01aa75ed71a1/language-de
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/484b0ceb-cd83-11eb-ac72-01aa75ed71a1/language-de
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/484b0ceb-cd83-11eb-ac72-01aa75ed71a1/language-de
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Abbildung 3 — Grad der Beeintrachtigung bei der Korperpflege und im
Haushalt, Personen im Alter von 65 Jahren und dlter, 2019 (in Prozent)
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Quelle: Europadische Kommission.

05 Menschen mit Behinderungen sind beim Zugang zu Bildung, Beschaftigung,
Gesundheitsversorgung, Sport und Kultur mit erheblichen Hindernissen konfrontiert.
Auch die Teilhabe am politischen Leben gestaltet sich fiir sie schwieriger, und sie sind
ofter von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht®. In den letzten Jahren gab es in
der EU keine nennenswerten Verbesserungen bei den wichtigsten
Gleichstellungsindikatoren, beispielsweise im Hinblick auf die Beschaftigungsliicke bei
Menschen mit Behinderungen oder das Armutsrisiko (siehe Abbildung 4

und Abbildung 5).

06 Nur 50,8 % der Menschen mit Behinderungen sind erwerbstatig (gegenlber 75 %
der Menschen ohne Behinderungen)’. Nach Erhebungen von Eurostat lag die
Beschaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen im Jahr 2021 EU-weit bei

23,1 Prozentpunkten und damit fast auf demselben Niveau wie zu Beginn der
Messungen im Jahr 2014 (22,7 Prozentpunkte). Bei Mannern ist die Liicke grofRer als
bei Frauen. Auch waren Menschen mit Behinderungen im Jahr 2021 starker von Armut
oder sozialer Ausgrenzung bedroht (29,7 %) als Menschen ohne Behinderungen

(18,8 %). Dieses Risiko hat sich seit 2015 nicht wesentlich verandert (30,4 % bzw.

21,1 %) und ist bei Frauen grofRer als bei Mannern.

® COM(2021) 101 final.

7 COM(2021) 101 final.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0101
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0101

Abbildung 4 — Beschaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen
nach Geschlecht in der EU, 2014-2021 (in Prozentpunkten)
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Hinweis: Personen im Alter zwischen 15 und 64 Jahren.

Quelle: Europdische Kommission.

Abbildung 5 — Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Menschen
in der EU nach Beeintrachtigung der Aktivitat und Geschlecht, 2021
(in Prozent)

[+)
Leichte oder schwere 30,6 % 28,5%

Beeintrdchtigung

r)

f)Keine Beeintréichtigung 19,8 % 18,8 %

17,8 %

N
N\

\

Kategorie
Frauen Méanner Insgesamt

Hinweis: Personen im Alter von 16 Jahren oder alter. Gesamt = mannliche und weibliche Personen.

Quelle: Europadische Kommission.
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07 Durch die COVID-19-Krise hatten Menschen mit Behinderungen noch grofSere
Hirden zu Gberwinden. Nach einer Studie der Europdischen Stiftung zur Verbesserung
der Lebens- und Arbeitsbedingungen (Eurofound)® befanden sich Menschen mit
Behinderungen wahrend der Pandemie in einer deutlich schlechteren sozialen und
finanziellen Lage als Menschen ohne Behinderungen. In der Studie wurde auch darauf
hingewiesen, dass der Bedarf von Menschen mit Behinderungen im Bereich der
Gesundheitsversorgung haufig nicht gedeckt wurde (sowohl deshalb, weil keine
Termine verfligbar waren, als auch wegen der Kosten) und dass sie haufig unter
gesellschaftlicher Vereinsamung litten oder iber eine Beeintrachtigung ihrer
psychischen Gesundheit und ihres Wohlbefindens berichteten.

Politischer Rahmen der EU fiir Menschen mit Behinderungen

08 Der politische Rahmen der EU fiir Menschen mit Behinderungen wurde im Laufe
der letzten 15 Jahre entwickelt. Dabei wurden Anderungen der internationalen
Standards berticksichtigt (siehe Abbildung 6).

8 Eurofound, Menschen mit Behinderungen und die COVID-19-Pandemie: Erkenntnisse aus
der Online-Erhebung Leben, Arbeiten und COVID-19, 2022.


https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/policy-brief/2022/people-with-disabilities-and-the-covid-19-pandemic-findings-from-the-living-working-and-covid-19-e
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/policy-brief/2022/people-with-disabilities-and-the-covid-19-pandemic-findings-from-the-living-working-and-covid-19-e
https://www.eurofound.europa.eu/de/publications/policy-brief/2022/people-with-disabilities-and-the-covid-19-pandemic-findings-from-the-living-working-and-covid-19-e
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Abbildung 6 — Politischer Rahmen der EU fiir Menschen mit
Behinderungen

1997

Vertrag von Amsterdam 2 0 0 7

Erste Rechtsvorschriften zur Bekampfung von

Diskriminierung. |
Die EU unterzeichnet die UN-
Behindertenrechtskonvention.

Damit werden Mindeststandards fiir die
Rechte von Menschen mit Behinderungen

| | festgelegt (Ratifizierung im Jahr 2010).

Der Vertrag iiber die Europdische Union und
der Vertrag iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union enthalten Bestimmungen
zur Bekdmpfung von Diskriminierung,
einschlieBlich der Diskriminierung aufgrund

4 einer Behinderung.

2009

Die Charta der Grundrechte der Europadischen 2 0 1 0
Union tritt in Kraft. 1

Die EU ratifiziert die UN-
Behindertenrechtskonvention.

Mit der Europdischen Strategie zugunsten
von Menschen mit Behinderungen 2010-
2020 wird die Behindertenrechtskonvention
in den EU-Kontext Ubertragen.

2015

In den Zielen der Vereinten Nationen fur
nachhaltige Entwicklung wird auf Menschen 20 1 7

mit Behinderungen Bezug genommen.

Die europaische Saule sozialer Rechte umfasst
die "Inklusion von Menschen mit
Behinderungen" als eines ihrer
Grundprinzipien.

2021

Die EU-Strategie fiir die Rechte von Menschen
mit Behinderungen 2021-2030 wird
angenommen.

Quelle: Europaischer Rechnungshof auf der Grundlage seiner Priifungstatigkeit.
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Aufgaben und Zustandigkeiten

09 Nach dem Vertrag® liegen die Verantwortung und die Zustandigkeit fir politische
MalRnahmen in den Bereichen soziale Inklusion, Beschaftigung und Bildung primar bei
den Mitgliedstaaten. Die Mitgliedstaaten gestalten ihre nationalen politischen
MalBnahmen fiir Menschen mit Behinderungen nach MaRgabe ihres jeweiligen eigenen
Rechtsrahmens zur Bekampfung von Diskriminierung und entsprechend ihren
Verpflichtungen zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention.

10 In der Sozialpolitik besteht die Aufgabe der EU darin, die MalRnahmen der
Mitgliedstaaten nach den Grundséatzen der Subsidiaritdt und der VerhaltnismaRigkeit
zu unterstitzen, zu koordinieren oder zu erganzen. Daher wird die EU nur dann tatig,
wenn die Mitgliedstaaten die Ziele allein nicht erreichen kénnen, und unternimmt
dabei nie mehr, als zur Erreichung der Ziele der EU-Vertrage erforderlich ist.

11 Die Generaldirektion Beschaftigung, Soziales und Integration der Kommission ist
fur die EU-Politik flir Menschen mit Behinderungen zustdndig (einschlieflich der
Ausarbeitung, Umsetzung und Uberwachung der einschligigen Strategien). Diese
Generaldirektion ist die zentrale Anlaufstelle fir die Umsetzung der
Behindertenrechtskonvention, wahrend die bereichsspezifisch zustandigen
Generaldirektionen die Strategie 2021-2030 in ihren jeweiligen Politikbereichen
umsetzen. Die Kommission Gberwacht auch die entsprechende Bereitstellung von
Unionsmitteln, die hauptsachlich tber den Européischen Sozialfonds (ESF)'° fir den
Zeitraum 2014-2020 und den Européischen Sozialfonds Plus (ESF+)'* fiir den Zeitraum
2021-2027 erfolgt. Dazu fihrt die Kommission Verhandlungen (iber
Partnerschaftsvereinbarungen und die Programme der Mitgliedstaaten und nimmt die
betreffenden Vereinbarungen und Programme an.

12 Verschiedene Stellen innerhalb der Kommission befassen sich mit der fir
Menschen mit Behinderungen relevanten EU-Politik. Die Taskforce fiir
Gleichheitspolitik ist mit hochrangigen Vertretern aller Kommissionsdienststellen
besetzt und der Kommissarin fir Gleichheitspolitik unterstellt. Sie soll dafiir sorgen,
dass die Gleichstellung aller Menschen, einschlielich Menschen mit Behinderungen,
von der Konzeption bis zur Umsetzung in allen Bereichen der Politik bericksichtigt
wird. Die dienststelleniibergreifende Gruppe zum Thema Behinderungsfragen
unterstitzt die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention in allen Dienststellen der
Kommission, und die Europaische Plattform fiir das Thema Behinderungen sorgt fiir

9 Artikel 4—6 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV).

10 verordnung (EU) Nr. 1304/2013.

1 Verordnung (EU) 2021/1057.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A32013R1304
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057
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die Koordinierung zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten und Organisationen
der Zivilgesellschaft.

13 AuRerdem wurden zwei EU-Agenturen besondere Zustandigkeiten im
Zusammenhang mit Menschen mit Behinderungen tbertragen: Die Agentur der
Europdischen Union fiir Grundrechte (FRA) bringt Fachwissen mit Blick auf
Grundrechtsfragen ein. Eurofound steuert Fachwissen iber den Zugang zu
Sozialdienstleistungen und die Qualitat der verfligbaren Leistungsangebote fiir
Menschen mit Behinderungen und chronischen Krankheiten bei, insbesondere im
Beschaftigungsbereich.

Bereitstellung von Finanzmitteln zur Unterstiitzung von
Menschen mit Behinderungen auf EU- und auf nationaler Ebene

14 Ein grofRer Teil der Haushaltsmittel der Mitgliedstaaten wird flir Ausgaben im
Bereich der Sozialpolitik aufgewendet. Eurostat zufolge liegt der Anteil der nationalen
Ausgaben flr die Sozialpolitik in der EU im Durchschnitt bei 22 % des BIP, rund ein
Zehntel davon (2,2 % des BIP) entfallt auf den Bereich "Behinderungen". Bei dieser
Ausgabenkategorie lag der prozentuale Anteil zwischen 0,6 % in Malta und 5 % in
Danemark (siehe Abbildung 7).
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Abbildung 7 — Staatliche Ausgaben fiir Sozialschutzleistungen (Bereich
"Behinderungen"), 2020 (in Prozent des BIP)
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15 Die Aufwendungen aus den nationalen Haushalten kénnen in unterschiedlichem
Umfang durch Unionsmittel aufgestockt werden. Eine Komponente des ESF+'?, des
wichtigsten EU-Instruments fir "Investitionen in Menschen" im
Programmplanungszeitraum 2021-2027, wird unter geteilter Mittelverwaltung
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten umgesetzt. Mit dem ESF+ wird das ESF-Programm
des Zeitraums 2014-2020 fortgesetzt'3, das als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie
durch die Investitionsinitiativen CRII**/CRII+*> und REACT-EU ' erganzt wurde.

16 Mit den Mitteln der ESF+-Komponente mit geteilter Mittelverwaltung, von denen
25 % zur Forderung der sozialen Inklusion zu verwenden sind, kdnnen vielfaltige
MalRnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderungen in den Mitgliedstaaten
unterstitzt werden. Mit der ESF+-Verordnung werden als spezifische Ziele die
Forderung der aktiven Inklusion mit Blick auf die Verbesserung der Chancengleichheit,
Nichtdiskriminierung und aktiven Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in allen
Lebensbereichen sowie die Erhohung der Beschiaftigungsfahigkeit verfolgt'’.

17 AulRerdem kdnnen MaBnahmen im Zusammenhang mit Menschen mit
Behinderungen im Programmplanungszeitraum 2021-2027 aus verschiedenen
weiteren Finanzierungsquellen der EU unterstitzt werden, u. a. aus dem Europdischen
Fonds fur regionale Entwicklung (EFRE), dem Kohasionsfonds*® und der als Reaktion
auf die COVID-19-Pandemie eingerichteten Aufbau- und Resilienzfazilitdt (ARF)*° sowie
Uber Erasmus+2°, das Europaische Solidaritatskorps?! oder das Programm
"Birgerinnen und Biirger, Gleichstellung, Rechte und Werte" (CERV)??.

12" verordnung (EU) 2021/1057.

13 Verordnung (EU) Nr. 1304/2013.

14" Verordnung (EU) 2020/460.

15 Verordnung (EU) 2020/558.

16 Verordnung (EU) 2020/2221.

17 Artikel 4 der Verordnung (EU) 2021/1057.
18 Verordnung (EU) 2021/1058.

19 Verordnung (EU) 2021/241.

20 Verordnung (EU) 2021/817.

21 Verordnung (EU) 2021/888.

22 Verordnung (EU) 2021/692.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A32013R1304
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R0460
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32020R0558&_sm_au_=iVV6PvkVfZSnVW0rVkFHNKt0jRsMJ
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R2221
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1058
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R0241
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R0817
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R0888
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R0692
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Prifungsumfang und Prifungsansatz

18 Der Hof priifte, ob Menschen mit Behinderungen durch die MaBnahmen der
Kommission wirksam unterstiitzt werden. Im Einzelnen untersuchte der Hof,

o obdie von den Mitgliedstaaten verwendeten Kriterien fiir die Zuerkennung des
Behindertenstatus eine gegenseitige Anerkennung ermdoglichen und —angesichts
der Tatsache, dass die statistischen Daten der Mitgliedstaaten moglicherweise auf
dem Behindertenstatus beruhen — ob diese Daten der Kommission zusammen mit
EU-weiten Statistiken einen fundierten Uberblick iber die Situation von
Menschen mit Behinderungen in der EU vermittelt, der sich auf vergleichbare
Informationen stiitzt;

o ob die Kommission die EU-Strategie fiir die Rechte von Menschen mit
Behinderungen 2021-2030 unter Beriicksichtigung der bei der Europaischen
Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010-2020 festgestellten
Defizite angemessen gestaltet hatte und ob in der Strategie 2021-2030 klare Ziele
und MaRnahmen zur Erreichung dieser Ziele beschrieben werden;

o obdie verfligbaren Unionsmittel, einschlieBlich der befristeten
UnterstiitzungsmaBnahmen fiir den Programmplanungszeitraum 2014-2020
(CRII?3/CRII+?* und REACT-EU?°), und die neuen Rechtsvorschriften fir den
Programmplanungszeitraum 2021-2027 wirksam auf die Bediirfnisse von
Menschen mit Behinderungen ausgerichtet waren und ob diese Mittel erfasst und
nachverfolgt wurden, um deren Beitrag zur Verbesserung der Lebenssituation von
Menschen mit Behinderungen zu bewerten.

19 pie wichtigste vom Hof gepriifte Stelle war die Kommission, insbesondere die
Generaldirektion Beschéftigung, Soziales und Integration. Der Hof fiihrte anhand der
bei der Kommission verfiigbaren Informationen, Daten, Unterlagen und Studien eine
Analyse durch. Zudem konsultierte der Hof weitere relevante Interessentrager
(Eurofound, die FRA und Organisationen der Zivilgesellschaft auf EU-Ebene).

2 Verordnung (EU) 2020/460.
% Verordnung (EU) 2020/558.

% Verordnung (EU) 2020/2221.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R0460
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32020R0558&_sm_au_=iVV6PvkVfZSnVW0rVkFHNKt0jRsMJ
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R2221
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20 Weitere Erkenntnisse erlangte der Hof bei Priifbesuchen, die vor Ort in vier
Mitgliedstaaten durchgefiihrt wurden (Spanien, Niederlande, Rumanien und
Schweden). Der Hof orientierte sich bei seiner Auswahl an der gemeldeten Anzahl der
Teilnehmer mit Behinderungen, die mit Mitteln aus dem ESF unterstiitzt wurden,
sowie am Gesamtumfang der aus dem ESF bereitgestellten Mittel. In jedem dieser
Lander befragte der Hof die zustdndigen Behérden, Dachverbdnde der
Interessenvertretungen von Menschen mit Behinderungen und andere relevante
Stellen (z. B. Ombudspersonen oder staatliche Stellen mit Zustandigkeit flir Menschen
mit Behinderungen). Der Hof erdrterte alle Probleme, die in die drei im
Prifungsumfang enthaltenen Bereiche fallen.

21 Da die Kommission die Unionsorgane aufgefordert hat, bei der Beschaftigung von
Menschen mit Behinderungen mit gutem Beispiel voranzugehen, bezog der Hof das
Europadische Parlament, den Rat der Europdischen Union und den Gerichtshof der
Europadischen Union in den Priifungsumfang ein und untersuchte deren
Vorgehensweisen in diesem Zusammenhang.

22 Der Hof schickte eine Umfrage an die genannten Unionsorgane, um
Informationen Uber die bei ihnen beschaftigten Menschen mit Behinderungen zu
erheben. Gegenstand der Umfrage waren Beschéftigungsstatistiken und Datenquellen,
Organisationsstrukturen, ergriffene MalRnahmen und Aktionsplane zur Férderung der
Inklusion sowie die bauliche und digitale Barrierefreiheit. Fiir den Europaischen
Rechnungshof stellte der Hof die gleichen Informationen zusammen, um einen
Vergleich aller Unionsorgane zu ermoglichen, fir die das Statut der Beamten der
Europdischen Union und die Beschéftigungsbedingungen fiir die sonstigen
Bediensteten der Union gelten?®.

23 Der Hof beschloss, diese Priifung durchzufiihren, um der groBen Bedeutung
dieses Themas fur viele Unionsbirger Rechnung zu tragen. Das Europaische Parlament
hat mehrfach sein Interesse an diesem Thema bekundet. Der Bericht wird friih genug
vorliegen, um in die Halbzeitliiberprifung der Strategie 2021-2030 und der Mittel aus
dem ESF+ fur die Jahre 2024 und 2026 einflieRen zu konnen.

24 Die Prufung erstreckte sich auf die Programmplanungszeitraume 2014-2020 und
2021-2027 (bis Ende 2022).

%6 Verordnung Nr. 31 (EWG) 11 (EAG).


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20230101
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Bemerkungen

Die Kommission hat keinen fundierten Uberblick iiber die
Situation von Menschen mit Behinderungen in der EU

25 Der Hof priifte, ob die Kommission einen fundierten Uberblick iiber die Situation
von Menschen mit Behinderungen in der EU hat. Dazu untersuchte er, ob die
statistischen Daten auf Ebene der Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene vergleichbar sind
und ob die Kriterien der Mitgliedstaaten fiir die Zuerkennung des Behindertenstatus
eine gegenseitige Anerkennung ermoglichen.

Die Definitionen und Kriterien fiir die Zuerkennung des
Behindertenstatus in den Mitgliedstaaten sind nicht vergleichbar

26 Alle 27 Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien der Behindertenrechtskonvention,
die eine Definition des allgemeinen Begriffs "Behinderung" enthilt. Trotzdem werden
je nach Mitgliedstaat unterschiedliche Definitionen des Begriffs "Behinderung" und
unterschiedliche Methoden zur Bewertung des Behindertenstatus verwendet?’.
Hinsichtlich der Art und des Umfangs der Sozialleistungen fir Menschen mit
Behinderungen bestehen ebenfalls erhebliche Unterschiede.

27 Ttabelle 1 bietet einen Uberblick iiber die vier vom Hof besuchten
Mitgliedstaaten. Rumanien und Spanien gehen bei der Bewertung und Feststellung des
Behindertenstatus hauptsachlich von einer medizinischen Beurteilung aus, wahrend in
den Niederlanden und in Schweden der Unterstiitzungsbedarf anhand des Antrags der
betroffenen Person ermittelt wird.

27 Européisches Parlament, Disability assessment, mutual recognition and the EU Disability
Card, November 2022. Europaische Kommission, Study assessing the implementation of
the pilot action on the EU Disability Card and associated benefits, Abschlussbericht, 2021.


https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739397/IPOL_STU(2022)739397_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739397/IPOL_STU(2022)739397_EN.pdf
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/4adbe538-0a02-11ec-b5d3-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/4adbe538-0a02-11ec-b5d3-01aa75ed71a1

Tabelle 1 - Definition und Feststellung einer Behinderung in den vier

besuchten Mitgliedstaaten

Mitgliedstaat

Definition

Bewertungsprozess im
Rahmen der Zuerkennung des
Behindertenstatus

Korperliche, psychische,
geistige oder sensorische
Beeintrachtigungen, die
einer vollstandigen und

Die Bewertung wird nach
einem multidisziplinaren
Ansatz vorgenommen, der
eine medizinische,
psychologische und
berufsbezogene Bewertung

korperlichen, psychischen
oder geistigen Fahigkeiten.

Spanien wirksamen der Behinderung umfasst;
gleichberechtigten Teilhabe | Voraussetzung fir die
an der Gesellschaft Zuerkennung des
voraussichtlich Behindertenstatus ist die
entgegenstehen. Bescheinigung einer
Beeintrachtigung von
mindestens 33 %.
Jede Beeintrachtigung, die Der Status wird nach dem
den vollstandigen Zugang individuellen
Niederlande zur Gesellschaft mit gleichen | Unterstiitzungsbedarf in
Chancen verhindert oder verschiedenen
einschrankt. Lebensbereichen bewertet.
Leist h vi
Unmbglichkeit der eistungen werc_len nac ;/ler
. . Graden der Behinderung
. Ausiibung alltaglicher . . . .
Rumanien e gewahrt, die groRtenteils auf
Aktivitaten unter normalen ) .
.. einer medizinischen
Umstanden. .
Beurteilung beruhen.
Der Status wird nach dem
. individuellen
Funktionelle ..
Beeintrichticune der Unterstitzungsbedarf
Schweden gUng bewertet und hangt vom

physischen und/oder
psychischen Zustand der
Person ab.

* Rumanien ist dabei, dieses System zu reformieren und zu modernisieren.

Quelle: Europaischer Rechnungshof auf der Grundlage seiner Priifungstatigkeit.
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28 Bei drei der vier besuchten Mitgliedstaaten stellte der Hof sogar innerhalb des
betreffenden Mitgliedstaats Unterschiede bei der Bestimmung des Behindertenstatus
fest. Daher werden in den einzelnen Regionen und Gemeinden unter Umstdnden
unterschiedliche Leistungen gewdahrt. In Rumanien wird die Politik zentral umgesetzt
(siehe Kasten 1).

Kasten 1

Unterstitzungsleistungen fiir Menschen mit Behinderungen fallen
innerhalb eines Landes unterschiedlich aus, je nachdem, wo die
betroffene Person lebt

In den Niederlanden und in Schweden sind primar die Gemeinden und
Regionen/Provinzen fiir die Umsetzung und Finanzierung der Unterstiitzung flr
Menschen mit Behinderungen zustandig. Die Ermittlung des Grades der Behinderung
einer Person in der jeweiligen Umgebung obliegt den Gemeinden. Wenn sich eine
Person entscheidet, von einer Gemeinde in eine andere Gemeinde umzuziehen, muss
sie einen neuen Antrag auf Feststellung der Behinderung stellen und alle vor dem
Umzug erhaltenen Hilfsmittel zuriickgeben. Bei der erneuten Bewertung muss die
vorherige Einstufung nicht unbedingt berlicksichtigt werden. Daher kann es aufgrund
der Beurteilung durch die neue Gemeinde vorkommen, dass die Person nicht mehr die
gleichen Unterstiitzungsleistungen und Hilfsmittel erhalt, obwohl sich an der
Behinderung nichts geandert hat. Der Hof weist allerdings darauf hin, dass in letzter
Zeit insbesondere in den Niederlanden einige MaBnahmen zur Koordinierung zwischen
den Gemeinden durchgefiihrt wurden, um den Umzug von Menschen mit
Behinderungen in eine andere Gemeinde zu erleichtern.

In Spanien ist das Recht auf Chancengleichheit und Gleichbehandlung sowie auf die
tatsachliche und wirksame Ausiibung von Rechten durch Menschen mit
Behinderungen in gleicher Weise, in der diese Rechte auch von anderen Biirgerinnen
und Birgern ausgelibt werden, im nationalen Allgemeinen Gesetz liber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen und ihre soziale Inklusion verankert. Fir
Sozialleistungen und -dienste hingegen sind ausschlief3lich die autonomen
Gemeinschaften (Regionalverwaltungen) zustandig. Da diese zusatzlich zum
Allgemeinen Gesetz spezifische regionale Gesetze und Vorschriften erlassen haben,
werden Menschen mit Behinderungen innerhalb des Landes in unterschiedlichem
Umfang unterstiitzt. Je nach der autonomen Gemeinschaft, in der die betroffenen
Personen leben, werden Menschen mit Behinderungen also unterschiedliche
Leistungen und sonstige Unterstilitzungsangebote gewahrt.

Quelle: Europdischer Rechnungshof auf der Grundlage seiner Prifungstatigkeit.
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29 Hinzu kommt, dass die Mitgliedstaaten einen Behindertenstatus, der in einem
anderen Mitgliedstaat gewahrt wurde, nicht ohne Weiteres anerkennen?®. Dies kann
dazu flihren, dass Menschen mit Behinderungen, die einen anderen Mitgliedstaat
besuchen oder aus beruflichen Griinden, wegen eines Studiums oder aus anderen
Grinden in einen anderen Mitgliedstaat umziehen, unter Umstdnden nicht die gleiche
Behandlung erfahren wie Staatsangehdrige dieses Mitgliedstaats, die sich in einer
dhnlichen oder sogar in der gleichen Situation befinden. Da ihr Behindertenstatus von
den Behorden eines anderen Mitgliedstaats moglicherweise nicht ohne Weiteres
anerkannt wird, haben sie unter Umstdnden keinen gleichen Zugang zu Leistungen

(z. B. ErmaRigungen fiir Museen oder Verkehrsmittel). Insoweit kdnnen Menschen mit
Behinderungen bei der Ausiibung ihres Rechts auf Freiziigigkeit mit bestimmten
Hindernissen konfrontiert sein.

Die EU-Statistiken lassen sich nicht mit den Statistiken vergleichen, die
auf nationalen Definitionen beruhen

30 Eurostat liefert Daten zu verschiedenen Schliisselbereichen, beispielsweise zur
Zahl der Menschen mit Behinderungen sowie zur Beschaftigungsliicke und zum
Armutsrisiko von Menschen mit Behinderungen. Der Hof stellte fest, dass sich diese
Schliisselindikatoren fur die Gleichstellung in den letzten Jahren EU-weit nicht
wesentlich verbessert haben (siehe Ziffern 02, 05 und 06).

31 Eurostat erstellt das Datenmaterial auf der Grundlage von Selbstauskiinften in
mehreren Erhebungen, die Eurostat regelmaRig durchfihrt. Bei diesen
Datenerhebungen hat der Hof einige Defizite festgestellt:

o  Abdeckung: Mit der Methodik der Eurostat-Erhebungen werden ausschlieBlich in
Privathaushalten lebende Personen ab einem Alter von 15/16 Jahren erfasst.
Personen, die in Einrichtungen leben, sowie Kinder unter 15/16 Jahren werden
somit nicht bericksichtigt. Mit der Erhebung von Daten (iber Kinder mit
Behinderungen wurde erst 2021 begonnen (nachdem 2017 eine Piloterhebung
durchgefiihrt wurde), und die Daten werden zurzeit verarbeitet;

o  Granularitat: Bei den Daten wird nur zwischen "leichten" und "schweren"
Behinderungen unterschieden; eine weitere Aufschliisselung nach Art der
Behinderung (geistig, korperlich, sensorisch und psychisch) wird nicht
vorgenommen;

% Européisches Parlament, Disability assessment, mutual recognition and the EU Disability
Card, November 2022. Europaische Kommission, Study assessing the implementation of
the pilot action on the EU Disability Card and associated benefits, Abschlussbericht, 2021.


https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739397/IPOL_STU(2022)739397_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739397/IPOL_STU(2022)739397_EN.pdf
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/4adbe538-0a02-11ec-b5d3-01aa75ed71a1/language-de
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/4adbe538-0a02-11ec-b5d3-01aa75ed71a1/language-de
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o  Haufigkeit: Die Erhebungen zu Menschen mit Behinderungen werden mit
unterschiedlicher Haufigkeit vorgenommen: Die Erhebung tiber Einkommen und
Lebensbedingungen (SILC) beispielsweise wird jahrlich durchgefiihrt, wahrend die
Europaische Gesundheitsbefragung (EHIS) bis 2019 nur alle fiinf Jahre stattfand
und nunmebhr alle sechs Jahre geplant ist. Zudem werden, was die SILC betrifft,
bestimmte Erhebungsmodule in unterschiedlicher Periodizitat durchgefiihrt (je
nach Thema alle drei bzw. sechs Jahre).

32 Die von Eurostat in seinen verschiedenen Erhebungen gesammelten Daten
konnen nicht immer mit den spezifischen Daten abgeglichen werden, die von den
Mitgliedstaaten oder von Regionen der Mitgliedstaaten aus verschiedenen Quellen
oder im Rahmen unterschiedlicher Verwaltungsverfahren erhoben werden und sich
zumeist auf Sozialleistungen beziehen. Das Fehlen vergleichbarer Kriterien
beeintrachtigt die Verfligbarkeit von Daten (iber Menschen mit Behinderungen und
deren Vergleichbarkeit zwischen den Mitgliedstaaten.

33 Europdische Organisationen, die Menschen mit Behinderungen vertreten, wiesen
ebenfalls auf das Fehlen belastbarer und vergleichbarer Daten hin. Das Europdische
Behindertenforum erklarte??, die Zahl der Menschen mit Behinderungen in der EU
konne nur geschatzt werden, da keine aufgeschliisselten und vergleichbaren
Erhebungsdaten verfiligbar seien. Sowohl das Europdische Behindertenforum als auch
die Europdische Union der Gehorlosen (EUD) betonten die Notwendigkeit
hochwertiger Daten Gber Menschen mit Behinderungen?°. Auch in einem Bericht der
Vereinten Nationen tber Behinderungen®' wird die Erhebung von Daten in
verschiedenen Bereichen (z. B. Armut, Bildung oder Zugang zu Hygieneeinrichtungen)
und deren Aufschliisselung nach Art der Behinderung, Alter und Geschlecht
beflrwortet.

2 https://www.edf-feph.org/newsroom-news-how-many-persons-disabilities-live-eu/

30 Stellungnahme der EUD zu 6ffentlichen Konsultationen zur Datenerfassung — Europiische
Bevolkerungsstatistik).

31 Hauptabteilung der Vereinten Nationen fiir wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten,
Disability and Development Report: Realizing the Sustainable Development Goals by, for
and with persons with disabilities, 2018, 2019.


https://www.edf-feph.org/newsroom-news-how-many-persons-disabilities-live-eu/
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12958-Data-collection-European-statistics-on-population-ESOP-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12958-Data-collection-European-statistics-on-population-ESOP-_de
https://social.un.org/publications/UN-Flagship-Report-Disability-Final.pdf
https://social.un.org/publications/UN-Flagship-Report-Disability-Final.pdf
https://social.un.org/publications/UN-Flagship-Report-Disability-Final.pdf
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34 Die Kommission verpflichtete sich zur Entwicklung verschiedener Indikatoren, um
Verbesserungen der Situation von Menschen mit Behinderungen in der gesamten EU
anhand verfligbarer statistischer Daten messen zu kdnnen. Diese Indikatoren, die bis
Ende 2023 bereitgestellt werden sollen, sollen Aufschluss liber die Situation von
Menschen mit Behinderungen in verschiedenen Lebensbereichen (Beschaftigung,
Bildung, Sozialschutz, Lebensbedingungen, Gesundheit usw.) geben??. Bis dahin stiitzt
sich die Kommission auf Studien und Bewertungen, die von anderen Stellen (z. B. von
der FRA oder von Eurofound) ad hoc durchgefiihrt werden.

Die Strategie 2021-2030 enthalt wichtige Inklusionsinitiativen,
einige zentrale Probleme wurden jedoch noch nicht gelost

35 Der Hof priifte, ob in der Strategie der Kommission fiir die Rechte von Menschen
mit Behinderungen 2021-2030 ("Strategie 2021-2030") spezifische Prioritdten und
Ziele definiert und die Ergebnisse der von der Kommission vorgenommenen
Bewertung der Europaischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen
2010-2020 ("Strategie 2010-2020") beriicksichtigt wurden. Darliber hinaus
untersuchte der Hof die flankierenden MalBnahmen der EU und den betreffenden
Zeitplan. Zudem analysierte er eine Stichprobe von Leitinitiativen aus der

Strategie 2021-2030, die in den Priifungsumfang fielen und bereits abgeschlossen
waren oder bis Ende 2023 abgeschlossen werden sollten.

36 Der Hof untersuchte insbesondere, ob die Kommission die gegenseitige
Anerkennung von Menschen mit Behinderungen in den Mitgliedstaaten férdert, um
eine harmonisierte Umsetzung der MalRnahmen der Strategie 2021-2030
sicherzustellen und die Freiziigigkeit von Menschen mit Behinderungen in der EU zu
erleichtern. Ferner priifte der Hof, wie die Unionsorgane beabsichtigen, beim Umgang
mit Menschen mit Behinderungen mit gutem Beispiel voranzugehen.

2 coOM(2021) 101 final.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0101
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Mit der Strategie 2021-2030 werden die Grundsatze der
Behindertenrechtskonvention in konkrete Ziele und operative
MaBnahmen liberfiihrt

37 In der Strategie 2021-2030* werden die Ziele und MaRnahmenschwerpunkte der
EU fir Menschen mit Behinderungen in Bezug auf Barrierefreiheit, ihre Rechte als
Unionsbiirger, Lebensqualitat, gleichen Zugang und Nichtdiskriminierung sowie die
weltweite Forderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen festgelegt. Dabei
wird der Vielfalt der Behinderungen (langfristige korperliche, psychische, geistige oder
sensorische Beeintrachtigungen) Rechnung getragen. Die Strategie 2021-2030 ist an
sich allerdings kein rechtsverbindliches Instrument, sondern ein unverbindliches
politisches Instrument, dessen Umsetzung auf koordinierten MaBnahmen auf
nationaler und europaischer Ebene beruht.

38 Mit der Strategie 2021-2030 werden die Grundsatze der
Behindertenrechtskonvention in konkrete Ziele und operative Malinahmen

Uberfiihrt — insbesondere sieben Leitinitiativen (siehe Anhang I) und 57 weitere
MalBnahmen, die teilweise EU-Rechtsvorschriften unterliegen. Die MaBnahmen
umfassen die Ausarbeitung von Leitfaden und Instrumentarien zu bestimmten
Themen, die Uberpriifung sonstiger bestehender Strategien, die fiir Menschen mit
Behinderungen von Bedeutung sind, die Bewertung der Umsetzung von
Rechtsvorschriften, die Erstellung von Studien zu verschiedenen Themen, die
Zusammenarbeit mit und die Unterstiitzung von Mitgliedstaaten und relevanten
Interessentragern in unterschiedlichen Angelegenheiten, einschliel3lich der
Verwendung von Unionsmitteln, sowie MaRnahmen zur Uberwachung der wirksamen
Umsetzung der Strategie 2021-2030 durch einen spezifischen Rahmen und durch
Indikatoren im Bereich Behinderungen. Bei etwa der Halfte der ermittelten
MaRnahmen wird innerhalb des Uberwachungsrahmens der Kommission ein Zeitplan
fir die Durchfiihrung vorgeschlagen. Die tbrigen MaRnahmen sind mit den Hinweisen
"laufende MaRnahme" oder "[Laufzeit] noch festzulegen" gekennzeichnet®*.

39 In der Strategie 2021-2030 werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, in den in
ihre Zustandigkeit fallenden Bereichen MaBnahmen zu ergreifen, um den Bediirfnissen
von Menschen mit Behinderungen Rechnung zu tragen. Angesichts der nachrangigen
Zustandigkeit der EU (siehe Ziffer 09) hat die Kommission allerdings keine Handhabe
gegen Mitgliedstaaten, die die erforderlichen MaRnahmen nicht ergreifen.

33 COM(2021) 101 final.

34 2021-2030 Strategy Monitoring Framework.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0101
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1552&langId=de
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In der Strategie 2021-2030 werden die meisten der bei der Bewertung
der Vorgangerstrategie festgestellten Defizite behoben, einige zentrale
Probleme wurden jedoch noch nicht geldst

40 Mit der Strategie 2010-2020 wurden einige Bestimmungen der
Behindertenrechtskonvention in den Kontext der Europaischen Union Ubertragen und
Malnahmen zur Unterstiitzung von Menschen mit Behinderungen in acht
wesentlichen Aktionsbereichen vorgeschlagen: Barrierefreiheit, Teilhabe,
Gleichstellung, Beschaftigung, allgemeine und berufliche Bildung, sozialer Schutz,
Gesundheit und MaBnahmen im AuRenbereich°. In ihrer Bewertung?® der

Strategie 2010-2020 gelangte die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Strategie
erheblich zur Sensibilisierung fir die Belange von Menschen mit Behinderungen
beigetragen habe, vor allem auf EU-Ebene. Zur Strategie 2010-2020 wurde in der
Bewertung festgestellt:

— Die Strategie hat zu einem Wandel hin zu einem menschenrechtsbezogenen
Ansatz entsprechend den Grundsatzen der Behindertenrechtskonvention
beigetragen.

— Sie hatte Auswirkungen auf die Beriicksichtigung der Belange von Menschen mit
Behinderungen in der européischen Gesetzgebung und Politik, insbesondere im
Hinblick auf die Barrierefreiheit sowie auf Flug- bzw. Fahrgastrechte (z. B. im
europiéischen Rechtsakt zur Barrierefreiheit®’, in der Richtlinie iiber den
barrierefreien Zugang zu Websites*® und in den Rechtsvorschriften tber die
Rechte von Fahrgésten mit eingeschrankter Mobilitat®°).

— Sie hat durch die Umsetzung von Grundsatz 17 der europdischen Saule sozialer
Rechte*’ und den Prozess des Europaischen Semesters dazu beigetragen, dass die
Belange von Menschen mit Behinderungen in der EU auf institutioneller Ebene
bereichslibergreifend beriicksichtigt werden.

% "Europdische Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010-2020:
Erneuertes Engagement fir ein barrierefreies Europa", KOM(2010) 636 endgiiltig.
% "Evaluation of the European Disability Strategy 2010-2020", SWD(2020) 289 final.
*”" Richtlinie (EU) 2019/882.

% Richtlinie (EU) 2016/2102.

3 Verordnung (EU) Nr. 181/2011 und Verordnung (EU) Nr. 1177/2010.

40 Europdische Siule sozialer Rechte, Grundsatz 17 — Inklusion von Menschen mit

Behinderungen, SWD(2017) 201 final.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2019.151.01.0070.01.DEU
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016L2102
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016L2102
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52010DC0636
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A52020SC0289
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32019L0882
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32016L2102
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex%3A32011R0181
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:334:0001:0016:DE:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017SC0201&from=EN&_sm_au_=iVV6PvkVfZSnVW0rVkFHNKt0jRsMJ

28

— Sie hat eine starkere Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen sowie der

sie vertretenden Organisationen in Entscheidungsprozesse der EU bewirkt.

41 Bei der Bewertung wurden allerdings auch verschiedene Defizite festgestellt. Der

Hof analysierte diese Defizite und untersuchte, wie die neue Strategie 2021-2030

diesbezliglich gestaltet wurde. Diese Analyse ergab, dass die festgestellten Defizite von

der Kommission bei der Ausarbeitung der Strategie 2021-2030 grof3tenteils behoben

wurden. Einige wesentliche Defizite sind allerdings auch in der aktuellen Strategie noch

vorhanden (siehe Tabelle 2).

Tabelle 2 — Bei der Bewertung der Strategie 2010-2020 festgestellte
Defizite und Behebung dieser Defizite in der Strategie 2021-2030

Strategie 2010-2020:
festgestellte Defizite

Gestaltung der Strategie 2021-2030

Nicht vollstandig im Einklang mit der
Behindertenrechtskonvention

Im Einklang mit der
Behindertenrechtskonvention

Begrenzte Bekanntheit der

Strategie 20102020 (bei Birgerinnen
und Birgern sowie bei politischen
Entscheidungstragern auf nationaler
Ebene) und begrenzter
Wissensaustausch

Vorschlage fir InformationsmaRnahmen
und fiir MaBnahmen zum Austausch von
Erfahrungen, einschlieflich

Leitinitiative 6 zur Einrichtung der
Plattform fir das Thema Behinderungen

Begrenzte Fortschritte bei der
Verbesserung der Barrierefreiheit

Vorschlag der Leitinitiative 1
(Ressourcenzentrum "AccessibleEU")
und einer umfassenden Liste weiterer
MaBnahmen

Begrenzte Fortschritte bei der
Deinstitutionalisierung

Eigener Abschnitt zur
Deinstitutionalisierung mit zwei
Leitinitiativen (3 und 4) betreffend
Leitlinien in Bezug auf eine unabhéangige
Lebensfiihrung sowie "herausragende
Sozialdienstleistungen"

Begrenzte Berlicksichtigung der Belange
von Menschen mit Behinderungen im
politischen Entscheidungsprozess

Nutzung der Taskforce fiir
Gleichheitspolitik, um die
Berlicksichtigung der Belange von
Menschen mit Behinderungen in allen
Politikbereichen zu bewirken

Keine spezifische Berlicksichtigung
nicht sichtbarer Behinderungen und
geistiger Behinderungen

Berlicksichtigung in begrenztem
Umfang; im Abschnitt Gber
Barrierefreiheit werden nicht sichtbare
Behinderungen aber nicht genannt




Strategie 2010-2020:

festgestellte Defizite
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Gestaltung der Strategie 2021-2030

Nicht rechtsverbindlich

Defizit nicht behoben

Rechtliche Liicke beim Schutz vor
Diskriminierung wegen einer
Behinderung

Rechtliche Liicke noch nicht geschlossen;
Fortschritte hdngen von der Annahme
der einschlagigen Rechtsvorschriften ab

Keine spezifischen Indikatoren zur
Bewertung der Umsetzung

Die Entwicklung der Indikatoren ist noch
nicht abgeschlossen

Keine Verkniipfung der Strategie mit
Unionsmitteln und kein spezielles
Budget fiir die Umsetzung der Strategie

Defizit nicht behoben (siehe Ziffern 43—
45)

Keine Uberarbeitung vorhandener
einschlagiger Rechtsvorschriften

Defizit nicht behoben (siehe Ziffern 46—
47)

Beschaftigungspolitische MalRknahmen
nicht ausreichend, um
Beschaftigungsliicke bei Menschen mit
Behinderungen zu schlieRen

Durchflihrung zusatzlicher MaBnahmen,
u. a. Leitinitiative 5 zum
Beschaftigungspaket fliir Menschen mit
Behinderungen

Unterschiedlicher Kenntnisstand der
Unionsorgane hinsichtlich der Belange
von Menschen mit Behinderungen

Regelmalige Sitzungen und
regelmaRiger Austausch von
Standpunkten; Kommission hat
Personalstrategie zur Forderung von
Vielfalt und Inklusion angenommen

Kein Uberwachungsrahmen

Uberwachungsrahmen im Mai 2022
veroffentlicht

Quelle: Analyse des Europadischen Rechnungshofs zu den Strategien 2010-2020 und 2021-2030 auf der
Grundlage der Bewertung der Europdischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen
2010-2020, SWD(2020) 289 final.

42 Insgesamt hat die Kommission bei der Gestaltung der Strategie 2021-2030 die
meisten der fir die Strategie 2010-2020 festgestellten Defizite behoben, einige
wesentliche Probleme wurden jedoch nicht gel6st. Die Analyse des Hofes ergab auch,
dass die Strategie 2021-2030 im Einklang mit der Behindertenrechtskonvention steht
und zusatzliche MaBnahmen enthilt (u. a. sieben Leitinitiativen). Allerdings wurde nur
fur die Hilfte der MaRBnahmen ein Abschlussdatum angegeben, was die Uberwachung
der tatsachlichen Umsetzung einschranken konnte.
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Die Ziele der Strategie 2021-2030 sind nach wie vor nicht hinreichend mit den EU-
Finanzierungsprogrammen verkniipft

43 In der Strategie 2021-2030 werden verschiedene Finanzierungsprogramme der
EU genannt, die die Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Strategie im
Programmplanungszeitraum 2021-2027 nutzen kénnen (siehe Ziffer 17). Einige dieser
Programme enthalten Vorgaben hinsichtlich der Umsetzung der Bestimmungen der
Behindertenrechtskonvention in Bezug auf die Barrierefreiheit oder die
Nichtdiskriminierung von Menschen mit Behinderungen.

44 pies gilt insbesondere fur den ESF+ und den EFRE, aber auch fiir Erasmus+ und fir
das Programm CERV. Bei REACT-EU (einer Initiative zur Aufstockung der
kohéasionspolitischen Programme 2014-2020 bis Ende 2022) wird auf Menschen mit
Behinderungen nur im Zusammenhang mit Sozialdienstleistungen von allgemeinem
Interesse Bezug genommen. Fiir die ARF, aus der Mittel fiir den Zeitraum 2021-2026
bereitgestellt werden, werden solche Vorgaben nicht genannt; allerdings werden
benachteiligte Gruppen und schutzbedirftige Menschen in den Anwendungsbereich
der geforderten MaRnahmen einbezogen.

45 Bei den in der Strategie 2021-2030 genannten Finanzierungsprogrammen der EU
flr den Zeitraum 2021-2027 sind nicht immer Mittel speziell fir die Erreichung der
Ziele der Strategie vorgesehen. Dies wurde auch bei der Strategie 2010-2020 als
Defizit bewertet.

Bislang hat die Kommission nicht iiberpriift, ob alle einschlagigen EU-
Rechtsvorschriften mit der Behindertenrechtskonvention im Einklang stehen

46 In den Abschlussbemerkungen der Vereinten Nationen aus dem Jahr 2015%" wird
der EU eine umfassende, bereichsiibergreifende Uberpriifung ihrer Rechtsvorschriften
empfohlen, um das Unionsrecht uneingeschrankt mit der
Behindertenrechtskonvention in Einklang zu bringen. Auf die Notwendigkeit einer
solchen Uberpriifung wurde auch in den Stellungnahmen des Ausschusses fiir
Beschaftigung und soziale Angelegenheiten und des Petitionsausschusses des
Europdischen Parlaments zu einem kiirzlich eingereichten EntschlieBungsantrag des
Europaischen Parlaments hingewiesen®’. Das Europédische Behindertenforum hat in
seinem Schattenbericht an die Vereinten Nationen* zwei Beispiele fuir

4 Vereinte Nationen, Concluding observations on the initial report of the European Union:
Committee on the Rights of Persons with Disabilities.

42°2022/2026(INI).

3 Europdisches Behindertenforum, Alternative report for the second review of the EU by the
CRPD Committee, Februar 2022.


https://digitallibrary.un.org/record/812354?ln=en
https://digitallibrary.un.org/record/812354?ln=en
https://digitallibrary.un.org/record/812354?ln=en
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-9-2022-0284_DE.html?_sm_au_=iVV6PvkVfZSnVW0rVkFHNKt0jRsMJ#_section2
https://www.edf-feph.org/publications/edf-alternative-report-for-the-second-review-of-the-eu-by-the-crpd-committee/
https://www.edf-feph.org/publications/edf-alternative-report-for-the-second-review-of-the-eu-by-the-crpd-committee/
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Rechtsvorschriften im Bereich Verkehr genannt, die einer Uberarbeitung bediirfen**.
Bislang wurde jedoch noch keine griindliche Uberpriifung der EU-Rechtsvorschriften
vorgenommen, um deren Vereinbarkeit mit der Behindertenrechtskonvention
sicherzustellen.

A7 in einem fritheren Bericht bewertete der Hof die Sicherstellung hochwertiger
Konsultationen als Herausforderung fuir die Kommission*>. Im November 2021
aktualisierte die Kommission ihre Leitlinien fiir eine bessere Rechtsetzung®® und das
dazugehdrige Instrumentarium?’, um Konsultationen zu Belangen von Menschen mit
Behinderungen aufzunehmen, insbesondere Instrument 29 (Grundrechte) und
Instrument 30 (Beschaftigung, Arbeitsbedingungen, Einkommensverteilung, sozialer
Schutz und Inklusion). Bei beiden Instrumenten wird die Notwendigkeit von
Folgenabschatzungen betont, um negative Auswirkungen auf bestimmte Gruppen

(z. B. Menschen mit Behinderungen) zu verhindern.

Verzégerungen bei zwei legislativen Fragen behindern Fortschritte bei
Schliisselelementen der Strategie 2021-2030

48 In der Strategie 2021-2030 wird anerkannt, dass im Unionsrecht im Hinblick auf
die Sicherstellung der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen in den
Bereichen sozialer Schutz, Gesundheitsfirsorge, Bildung und Zugang zu Produkten und
Dienstleistungen, einschlieflich des Zugangs zu Wohnraum, eine Liicke besteht. Nur
fiir den Bereich Beschaftigung wurde mit der Richtlinie zur Gleichbehandlung in
Beschaftigung und Beruf*® eine EU-Rechtsgrundlage fir die Bekdmpfung von
Diskriminierung wegen einer Behinderung geschaffen. In der Strategie 2021-2030
werden die Mitgliedstaaten allgemein aufgefordert, die Annahme des Vorschlags der
Kommission fiir eine Richtlinie zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung
in den genannten Bereichen ("Gleichbehandlungsrichtlinie") zu ermoglichen. Die
Annahme dieses vorgeschlagenen Rechtstexts durch den Rat ist nach wie vor unsicher,
und ein Zeitrahmen wurde nicht genannt.

4 Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 und Verordnung (EU) Nr. 1300/2014.
% Analyse 02/2020: Gesetzgebung in der Europaischen Union nach fast 20 Jahren "besserer

Rechtsetzung".
46 "Better Regulation Guidelines", SWD(2021) 305 final.

47 Europdische Kommission, Better Regulation Toolbox, 2023.

48 Richtlinie 2000/78/EG des Rates.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex%3A32006R1107
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32014R1300
https://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=54353
https://commission.europa.eu/system/files/2021-11/swd2021_305_en.pdf
https://commission.europa.eu/system/files/2023-09/BR%20toolbox%20-%20Jul%202023%20-%20FINAL.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32000L0078
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49 Im Hinblick auf die Barrierefreiheit war die Verabschiedung des europaischen
Rechtsakts zur Barrierefreiheit* im Jahr 2019 ein wichtiger Schritt, um Menschen mit
Behinderungen durch die Beseitigung von Barrieren, die durch unterschiedliche
Vorschriften der Mitgliedstaaten entstanden sind, den Zugang zu Produkten und
Dienstleistungen zu erleichtern. Nach dem Rechtsakt waren die Mitgliedstaaten
verpflichtet, den Rechtsakt bis zum 28. Juni 2022 in nationales Recht umzusetzen. 24
der 27 Mitgliedstaaten erhielten jedoch ein Aufforderungsschreiben wegen
Nichtmitteilung ihrer UmsetzungsmaRnahmen. Die drei Mitgliedstaaten, die ihre
MalBnahmen mitgeteilt hatten — Danemark, Italien und Estland —, erhielten 2023 ein
Aufforderungsschreiben wegen unvollstandiger Umsetzung’.

50 Da die Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen eine Voraussetzung
fur die gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft ist, kann sich jede Verzégerung
bei der Umsetzung dieses Rechtsakts nachteilig auf die Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen auswirken. Zudem ist im Rechtsakt zur Barrierefreiheit vorgesehen,
dass die Mitgliedstaaten selbst entscheiden kénnen, ob die bauliche Umwelt die
Anforderungen an die Barrierefreiheit erfiillt>'. Nach Auffassung des Européischen
Behindertenforums>? reicht dies nicht aus, um einen EU-weit harmonisierten Ansatz
zur Schaffung einer barrierefreien baulichen Umwelt fir Menschen mit Behinderungen
sicherzustellen.

Bei den gepriiften Leitinitiativen der Strategie 2021-2030 sind
Fortschritte zu verzeichnen, ihre Auswirkungen konnen aber noch nicht
bewertet werden

51 per Hof analysierte drei Leitinitiativen, die bereits abgeschlossen sind oder bis
Ende 2023 abgeschlossen werden sollen:

o Leitinitiative 2: Vorschlag der Einflihrung eines europdischen
Behindertenausweises, der in allen Mitgliedstaaten anerkannt wird (Ziffern 52—
56);

4 Richtlinie (EU) 2019/882.

0 Européaische Kommission, Entscheidungen in Vertragsverletzungsverfahren,

Nichtumsetzung von EU-Rechtsvorschriften: Kommission leitet Schritte zur
Gewabhrleistung der vollstindigen und fristgerechten Umsetzung von EU-Richtlinien ein,
20. Juli 2022.

>1 Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882.

2 Europdisches Behindertenforum, Alternative report for the second review of the EU by the
CRPD Committee, Februar 2022.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32019L0882
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_22_4559
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_22_4559
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_22_4559
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_22_4559
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_22_4559
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019L0882
https://www.edf-feph.org/publications/edf-alternative-report-for-the-second-review-of-the-eu-by-the-crpd-committee/
https://www.edf-feph.org/publications/edf-alternative-report-for-the-second-review-of-the-eu-by-the-crpd-committee/
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o Leitinitiative 5: Vorlage eines Pakets zur Verbesserung der Arbeitsmarktchancen
von Menschen mit Behinderungen, mit dem die Mitgliedstaaten bei der
Umsetzung der beschaftigungspolitischen Leitlinien im Rahmen des Europaischen
Semesters unterstiitzt werden (Ziffern 57-60);

o Leitinitiative 7: Annahme einer erneuerten Personalstrategie der Kommission, die
Malnahmen zur Forderung der Vielfalt und der Inklusion von Menschen mit
Behinderungen umfasst, um mit gutem Beispiel voranzugehen (Ziffern 61-69).

Einfiihrung des EU-Behindertenausweises: Wirksamkeit wird vom
Anwendungsbereich und der gegenseitigen Anerkennung des Behindertenstatus
abhdngen

52 In der Strategie 2021-2030 wird als eine der Leitinitiativen die Einfiihrung des EU-
Behindertenausweises bis Ende 2023 vorgeschlagen (siehe Anhang). Diese MalRnahme
wurde als Legislativvorschlag auch in das Arbeitsprogramm der Kommission fir 2023
aufgenommen. Die Initiative beruht auf den Ergebnissen eines Pilotprojekts, das im
Zeitraum 2016—-2018 zur Unterstiitzung der freiwilligen gegenseitigen Anerkennung
des Behindertenstatus in den Bereichen Freizeit, Kultur, Sport und Verkehr in den acht
teilnehmenden Mitgliedstaaten durchgefiihrt wurde. Eine dhnliche Initiative zum
europaischen Parkausweis (fiir Menschen mit Behinderungen) wird seit 1998
erfolgreich durchgefiihrt2.

53 Im Mai 2021 veréffentlichte die Kommission eine Studie®?, in der die
Durchfiihrung des Pilotprojekts insgesamt positiv bewertet wurde. Allerdings wurde in
der Studie beispielsweise auch auf die folgenden Defizite hingewiesen:

— Die Teilnahme der Mitgliedstaaten und der Dienstleistungserbringer war freiwillig.

— Die Mitgliedstaaten konnten frei entscheiden, fiir welche der vier Sektoren die
Verglinstigungen gewadhrt werden sollten; nur die Bereiche Kultur und Freizeit
wurden in allen acht Mitgliedstaaten berlicksichtigt.

—  Es wurde kein zentrales Uberwachungssystem fiir die tatsdchliche Nutzung des
Ausweises eingerichtet; daher beruhte die Analyse im Wesentlichen auf
Informationen, die im Rahmen von Umfragen erhoben wurden.

>3 Empfehlung des Rates vom 3. Marz 2008 zur Anpassung der Empfehlung 98/376/EG
betreffend einen Parkausweis fiir Behinderte.

> Européaische Kommission, Study assessing the implementation of the pilot action on the
EU Disability Card and associated benefits, Abschlussbericht, 2021.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex:32008H0205
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex:32008H0205
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/4adbe538-0a02-11ec-b5d3-01aa75ed71a1/language-en
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/4adbe538-0a02-11ec-b5d3-01aa75ed71a1/language-en
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— Die Voraussetzungen fir die Ausstellung des Ausweises waren je nach
Mitgliedstaat unterschiedlich, da jeder Mitgliedstaat seine eigenen Kriterien
festlegen konnte.

54 \m November 2022 versffentlichte das Européische Parlament eine Studie®>, in
der die derzeitige Situation in Bezug auf die gegenseitige Anerkennung des Status von
Menschen mit Behinderungen beschrieben wird und die einige der einschlagigen
Petitionen an das Europdische Parlament enthalt. AuBerdem werden einige Ansdtze
zur Erleichterung der gegenseitigen Anerkennung erldutert, beispielsweise die
Entwicklung eines gemeinsamen Kernstandards fiir die Bewertung von Behinderungen
(siehe Ziffern 26—-29).

55 Bis zum sommer 2023 soll die Kommission die verschiedenen Optionen fir die
Einflhrung des Behindertenausweises, einschlieSlich der Regelung durch einen
Rechtsakt, in einer Folgenabschatzung prifen. Auf der Grundlage dieser
Folgenabschatzung plant die Kommission die Vorlage eines férmlichen
Legislativvorschlags.

56 Der Hof betrachtet die Einflihrung des Ausweises als einen Schritt hin zur
gegenseitigen Anerkennung von Menschen mit Behinderungen und zur Erleichterung
ihrer Freizligigkeit innerhalb der EU. Welche Wirkung damit erzielt wird, hdngt jedoch
vom festgelegten Anwendungsbereich ab, und durch mogliche Asymmetrien bei der
Bewertung der Kriterien fir den Behindertenstatus, die von den verschiedenen
Mitgliedstaaten aufgrund ihrer Zustandigkeit in diesem Bereich festgelegt werden,
kann diese Wirkung beeintrachtigt werden.

Beschaftigungspaket fiir Menschen mit Behinderungen: ein Schritt in die richtige
Richtung, die Auswirkungen kénnen aber noch nicht bewertet werden

57 pie Beschaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen in der EU ist seit 2014
—dem Jahr, in dem dieser Wert erstmals ermittelt wurde — in etwa gleich geblieben
(siehe Ziffer 05). Im September 2022 brachte die Kommission das Beschaftigungspaket
fur Menschen mit Behinderungen®° als eine der Leitinitiativen der Strategie 2021-2030
auf den Weg, um die Situation zu verbessern. In der Ankiindigung hiel} es, dass die
Beschaftigungsquote von Menschen mit Behinderungen erhéht und die
Beschaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen verringert werden miisse, um

> Européisches Parlament, Disability assessment, mutual recognition and the EU Disability

Card, November 2022.

¢ Joint Commission Services — Disability Platform Paper, Package to improve labour market

outcomes of persons with disabilities (Disability Employment Package — "Employment
Package").


https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739397/IPOL_STU(2022)739397_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/739397/IPOL_STU(2022)739397_EN.pdf
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1597&langId=en#:%7E:text=Disability%20Employment%20Package%20to%20improve%20labour%20market%20outcomes%20for%20persons%20with%20disabilities,-%C2%A9%20Adobe%20Stock&amp;text=The%20Commission%20is%20presenting%20the,and%20economic%20autonomy%20through%20employment.
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1597&langId=en#:%7E:text=Disability%20Employment%20Package%20to%20improve%20labour%20market%20outcomes%20for%20persons%20with%20disabilities,-%C2%A9%20Adobe%20Stock&amp;text=The%20Commission%20is%20presenting%20the,and%20economic%20autonomy%20through%20employment.
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1597&langId=en#:%7E:text=Disability%20Employment%20Package%20to%20improve%20labour%20market%20outcomes%20for%20persons%20with%20disabilities,-%C2%A9%20Adobe%20Stock&amp;text=The%20Commission%20is%20presenting%20the,and%20economic%20autonomy%20through%20employment.
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die in der europdischen Saule sozialer Rechte beschriebenen Kernziele der EU zu
verwirklichen. Die bis 2030 zu erreichenden einschldgigen EU-Kernziele bestehen in
einer Verringerung der Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten
Menschen um mindestens 15 Millionen, einer Beschaftigungsquote von mindestens
78 % aller Personen im Alter von 20—64 Jahren und der jahrlichen Teilnahme von
mindestens 60 % aller Erwachsenen an einer AusbildungsmaBnahme.

58 Das vorgeschlagene Paket umfasst sechs MaBnahmenbereiche (jeweils mit
spezifischen zu erzielenden Ergebnissen):

— Starkung der Kapazitaten o6ffentlicher Stellen mit Blick auf Beschaftigungs- und
Integrationsangebote;

— Forderung von Beschaftigungsperspektiven durch positive Mafnahmen und durch
die Bekampfung von Stereotypen;

— Sicherstellen angemessener Vorkehrungen, um den Bedirfnissen von Menschen
mit Behinderungen am Arbeitsplatz gerecht zu werden;

— Sicherung der Beschaftigung von Menschen mit Behinderungen;
— Sicherstellen beruflicher RehabilitationsmaRnahmen bei Krankheit oder Unfall;

— Erschlielen hochwertiger Arbeitsplatze in geschiitzten
Beschaftigungsverhaltnissen und Suchen nach Wegen in den offenen
Arbeitsmarkt.

59 Bis Ende Februar 2023 hatte die Kommission jedoch nur das Toolkit zur Starkung

der offentlichen Arbeitsverwaltungen angenommen, mit dem eine Verbesserung der
Arbeitsmarktergebnisse von Menschen mit Behinderungen bewirkt werden soll. Die
Kommission erwartet, dass im Laufe des Jahres 2023 weitere Ergebnisse erzielt
werden. Zudem fordert sie die Mitgliedstaaten in der Strategie 2021-2030 dazu auf,
Ziele zur Verringerung der Beschaftigungsliicke zwischen Personen mit und ohne
Behinderung festzulegen.

60 Der Hof halt das Beschaftigungspaket fir Menschen mit Behinderungen fiir einen

Schritt in die richtige Richtung, der dazu beitragen konnte, die anhaltende
Beschaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen zu schlieBen. Die potenziellen
Auswirkungen des Pakets auf die Beschaftigungsliicke konnen jedoch erst beurteilt
werden, sobald weitere Ergebnisse erzielt werden und mit deren praktischer
Umsetzung begonnen wird.
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Vorbildfunktion: Als Arbeitgeber setzen sich die Unionsorgane in
ambitionierter Weise fiir die Inklusion von Menschen mit Behinderungen
ein, nachweisbare Ergebnisse wurden allerdings nur in begrenztem
Umfang erzielt

61 inder Strategie 2021-2030 verpflichtete sich die Kommission, bei der
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen mit gutem Beispiel voranzugehen,
und forderte andere Unionsorgane auf, diesem Beispiel zu folgen. Dazu nahm sie in die
Strategie 2021-2030 eine Leitinitiative auf, die die Einfliihrung einer neuen
Personalstrategie vorsah. Diese Personalstrategie wurde im April 2022 angenommen®’.

62 Aus allen 27 Mitgliedstaaten beschaftigen die Unionsorgane Bedienstete, deren
Beschaftigungsbedingungen im Statut der Beamten der Europdischen Union und in den
Beschéaftigungsbedingungen fir die sonstigen Bediensteten der Union geregelt sind°%.
Ergdnzend kdnnen die Unionsorgane eigene Systeme zur Anerkennung von
Behinderungen einrichten.

63 Um zusatzliche Informationen tGber die MaBnahmen der Kommission und einiger
weiterer Unionsorgane zur Forderung der Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen zu erlangen, ersuchte der Hof diese Organe, einen Fragebogen zu
moglichen MaBnahmen in verschiedenen Bereichen zu beantworten (siehe Ziffer 22).

64 Den Antworten zufolge treffen alle befragten Unionsorgane MaBnahmen, um
sicherzustellen, dass ihre Gebaude fir Blirgerinnen und Biirger und Mitarbeiter mit
Behinderungen zuganglich sind. Bei neuen Gebduden haben die Organe die
Barrierefreiheit bereits in der Planungsphase beriicksichtigt. Probleme hinsichtlich der
Barrierefreiheit bestehen haufiger bei dlteren Gebauden, beispielsweise bei Gebduden
in Brissel. Diese entsprachen beim Erwerb den einschlagigen belgischen
Rechtsvorschriften. Die Barrierefreiheit nach den heute geltenden EU-Normen
erfordert aber zusatzliche MaRnahmen. In Bezug auf die digitale Barrierefreiheit
unternehmen alle fiinf befragten Unionsorgane durch Aktionsplane oder verschiedene
andere Initiativen Schritte zur Verbesserung der Barrierefreiheit ihrer digitalen
Umgebung.

65 Drei der funf befragten Organe (der Rat, die Kommission und der Europaische
Rechnungshof) gaben an, dass der Mangel an Daten liber Bedienstete mit
Behinderungen eines der Haupthindernisse bei der Sicherstellung guter
Arbeitsbedingungen fir ihr Personal sei. Insbesondere ist festzustellen, dass die

>’ Mitteilung an die Kommission — Eine neue Personalstrategie fir die Kommission,
C(2022) 2229 final.

8 Verordnung Nr. 31 (EWG) 11 (EAG).


https://commission.europa.eu/document/3d1dc4df-7995-44b8-bf08-396930fb8c9d_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A01962R0031-20230101
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Personalabteilungen nach den Vorschriften fiir Beschaftigungsverhaltnisse bei den
Unionsorganen nur dann von Behinderungen ihrer Bediensteten erfahren, wenn die
Bediensteten sie freiwillig dartber informieren. Zudem gelten fir alle Gbermittelten
Daten die Datenschutzbestimmungen.

66 Der Hof stellte fest, dass die Unionsorgane in der Lage waren, Daten (iber die
Anzahl der Antrage auf angemessene Vorkehrungen fiir Menschen mit Behinderungen
zu erfassen. Diese Antrage vermitteln allerdings kein vollstandiges Bild hinsichtlich der
Anzahl der bei den Organen beschaftigten Menschen mit Behinderungen, da nicht alle
Menschen mit Behinderungen angemessene Vorkehrungen bendétigen. Zudem kénnen
angemessene Vorkehrungen auch bei voriibergehenden gesundheitlichen
Beeintrachtigungen beantragt werden. Um dieser Schwierigkeit zu begegnen, hatten
zwei der finf befragten Organe (der Rat und die Kommission) bereits freiwillige
Personalbefragungen durchgefiihrt, und zwei weitere (das Parlament und der
Europaische Rechnungshof) beabsichtigten, in naher Zukunft solche Befragungen
durchzufiihren. Die Kommission fiihrte eine Umfrage bei ihren eigenen Bediensteten
sowie den Bediensteten der Exekutivagenturen und des Europdischen Auswartigen
Dienstes durch und erhielt rund 10 000 Antworten (was einer Antwortquote von 22 %
entspricht). 4,4 % der Umfrageteilnehmer gaben an, eine Behinderung zu haben, und
6,4 % erklarten, dass sie einen Angehorigen mit einer Behinderung betreuen”.

67 Insgesamt beschaftigten die befragten Unionsorgane im Jahr 2022 rund

4 000 Praktikantinnen und Praktikanten. Die Anzahl der Praktikantinnen und
Praktikanten mit Behinderungen ist allerdings nicht bekannt. In der Analyse des Hofes
wurde auBerdem festgestellt, dass drei der fiinf befragten Organe ein Programm fiir
positive MaBnahmen eingefihrt haben (MaRnahmen zugunsten bestimmter Gruppen,
um deren Benachteiligung gegeniliber Mitbewerbern zu minimieren) und ein Organ die
Einfihrung eines solchen Programms in Betracht zieht (siehe Tabelle 3). Nach
Erkenntnissen des Hofes waren diese Programme fiir positive MaBBnahmen jedoch
hauptséachlich auf Praktikantinnen und Praktikanten ausgerichtet. Praktikantinnen und
Praktikanten mit Behinderungen kénnen sich auch an offenen Praktikumsprogrammen
beteiligen. Derzeit fihrt nur ein Organ (das Parlament) ein Programm fir positive
MalRnahmen fiir Vertragsbedienstete durch.

% Europdaische Kommission, "Survey on diversity, inclusion and respect at the workplace,
report of the results" (Durchfliihrung der Umfrage im Marz 2021).
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Tabelle 3 — Programme fiir positive MaBnahmen und die
entsprechenden Ziele der fiinf Unionsorgane

Praktikantinnen und
Praktikanten mit Vertragsbedienstete mit

Behinderungen (pro Behinderungen
Jahr)

Im Jahr 2022 waren Mittel fir
sieben Menschen mit
Behinderungen verfiigbar
(sechs Personen wurden
eingestellt)

Europdisches Ca. 30 (ca. 15 zweimal
Parlament jahrlich)

Rat der Europdischen | Sechs (drei, zweimal )
Aktionsplan erwogen

Union jahrlich)
Europdische . . . .

. Kein Aktionsplan Kein Aktionsplan
Kommission
Gerichtshof der . . .
Europaischen Union Aktionsplan erwogen Kein Aktionsplan
Europaischer Mindestens eine Person

Kein Aktionsplan

Rechnungshof jahrlich

Quelle: Europaischer Rechnungshof auf der Grundlage seiner Priifungstatigkeit.

68 Die Unionsorgane stellen ihr standiges Personal auf der Grundlage einer
erfolgreichen Teilnahme an Auswahlverfahren des Europaischen Amtes fir
Personalauswahl (EPSO) ein. Auf Antrag und auf der Grundlage eines arztlichen Attests
oder facharztlichen Gutachtens trifft das EPSO angemessene Vorkehrungen fir
Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen. Erfolgreiche Bewerberinnen und
Bewerber werden in die Reservelisten flr Dauerplanstellen aufgenommen. Das EPSO
Uberwacht jedoch nicht, ob erfolgreiche Bewerberinnen und Bewerber mit
Behinderungen von den Unionsorganen tatsachlich eingestellt werden, da sich der
Auftrag des EPSO nicht auf die Einstellungsphase erstreckt.
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69 Der Haushaltskontrollausschuss des Europdischen Parlaments hat die Organe und
Einrichtungen der Europdischen Union um Informationen Uber die Beschaftigung von
Menschen mit Behinderungen ersucht. Dies zeigt, dass entsprechende Berichte
bendtigt werden®. In der Umfrage haben die Unionsorgane dem Hof keine
vergleichbaren Daten (iber die Beschaftigung von Menschen mit Behinderungen
Ubermittelt. Ihre internen Zahlen vergleichen sie nicht mit entsprechenden
Informationen auf EU-Ebene.

Der Kommission liegen nur begrenzte Daten dariiber vor, in
welchem Umfang Unionsmittel fiir MaBnahmen zur
Unterstiitzung von Menschen mit Behinderungen bereitgestellt
werden

70 Hinsichtlich der verfligbaren Unionsmittel, einschlieBlich der befristeten
UnterstiitzungsmaBnahmen (CRII/CRII+ und REACT-EU), ging der Hof den folgenden
Fragen nach:

— Konnte durch die Uberwachung festgestellt werden, wie die Unionsmittel zur
Verbesserung der Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen
beitragen?

— Konnte ermittelt werden, welche Unionsmittel fir Menschen mit Behinderungen
vorgesehen waren?

— Haben die horizontale grundlegende Voraussetzung fiir die Umsetzung der
Behindertenrechtskonvention und die Empfehlungen des Europdischen Semesters
dazu beigetragen, dass die Bedlirfnisse von Menschen mit Behinderungen starker
beriicksichtigt werden?

0 Beispielsweise Frage 22 des 2021 Discharge Questionnaire to the European Court of
Justice.


https://www.europarl.europa.eu/cmsdata/255178/2021%20Discharge_Replies%20to%20Questionnaire_CJEU+Annexes.pdf
https://www.europarl.europa.eu/cmsdata/255178/2021%20Discharge_Replies%20to%20Questionnaire_CJEU+Annexes.pdf
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Anhand des Uberwachungsrahmens fiir beide
Programmplanungszeitraume kann nicht beurteilt werden, ob die
Unionsmittel zur Verbesserung der Situation von Menschen mit
Behinderungen beitragen

71 Da es keine entsprechende Ausgabenkategorie gibt, liegen der Kommission keine
Informationen dartber vor, welche Mittel tatsachlich fir spezifische MalRnahmen
zugunsten von Menschen mit Behinderungen bereitgestellt werden. Nach
Erkenntnissen des Hofes gilt dies sowohl fiir den ESF als auch fir die
SofortmalRnahmen der EU (CRII/CRII+ und REACT-EU) und wird im
Programmplanungszeitraum 2021-2027 auch so bleiben.

72 In den EU-Rechtsvorschriften ist ein gemeinsamer Outputindikator fiir
"Teilnehmer mit Behinderung" vorgesehen®'. Die Mitgliedstaaten missen diesen
Indikator jahrlich melden. Fir den Programmplanungszeitraum 2014-2020 waren die
Mitgliedstaaten nicht verpflichtet, Zielvorgaben fiir die angestrebte Anzahl der
Teilnehmer mit Behinderungen festzulegen. Eine solche Verpflichtung besteht auch fir
den Programmplanungszeitraum 2021-2027 nicht.

73 Anhand dieses Indikators kann die Zahl der Menschen mit Behinderungen
geschatzt werden, die von der EU Unterstlitzung erhalten haben. Mit dem Indikator
kann die Kommission aber nicht ermitteln, in welchem Umfang Unionsmittel fir
Menschen mit Behinderungen bereitgestellt wurden. Fiir diese Zielgruppe wurde kein
gemeinsamer Ergebnisindikator festgelegt. Daher ist es nicht moglich, tiber das
Uberwachungssystem die Informationen zu erlangen, nach denen beurteilt werden
konnte, ob die Mitgliedstaaten ausreichende Anstrengungen unternommen haben, um
Menschen mit Behinderungen zu erreichen.

74 Im Programmplanungszeitraum 2014—-2020 wurden den Mitgliedstaaten aus dem
ESF (ber die thematischen Ziele 8 ("Forderung nachhaltiger und hochwertiger
Beschaftigung und Unterstiitzung der Mobilitdt der Arbeitskrafte"), 9 ("Forderung der
sozialen Inklusion und Bekdampfung von Armut und jeglicher Diskriminierung") und

10 ("Investitionen in Bildung, Ausbildung, und Berufsbildung fiir Kompetenzen und
lebenslanges Lernen") insgesamt 100 Milliarden Euro zugewiesen. Malknahmen zur
Unterstitzung von Menschen mit Behinderungen hatten im Rahmen aller drei
thematischen Ziele finanziert werden kdnnen. Spezifische Daten lber die Finanzierung
einschlagiger MalRnahmen liegen aber nicht vor.

1 Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 und Verordnung (EU) 2021/1057.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A32013R1304
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057
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75 Allerdings liegen mehr Informationen dariber vor, wie viele Menschen mit
Behinderungen im Programmplanungszeitraum 2014-2020 lber den ESF unterstitzt
wurden. GemaR dem gemeinsamen Outputindikator "Teilnehmer mit Behinderung"
wurden bis Ende 2021 EU-weit insgesamt 3,6 Millionen Teilnehmer tGber den ESF
geférdert®’. Nahere Informationen zu den vier besuchten Mitgliedstaaten sind
Kasten 2 zu entnehmen.

Kasten 2

Beispiele fiir ESF-Programme zugunsten von Menschen mit
Behinderungen in den besuchten Mitgliedstaaten (je eines pro
Mitgliedstaat)

Niederlande: aktive Inklusion zur Verbesserung der Beschaftigungsmoglichkeiten mit
dem Ziel, die Jugendarbeitslosigkeit zu bekampfen und die Beschaftigungsfahigkeit von
Menschen zu verbessern, die Schwierigkeiten beim Zugang zum Arbeitsmarkt haben,
einschlielllich Menschen mit Behinderungen. Teilnehmer mit Behinderungen: 225 126.

Spanien: Integrationspfade zur Unterstiitzung von Menschen mit Behinderungen mit
Blick auf den Zugang zum Arbeitsmarkt sowie Subventionierung von
Sozialversicherungsbeitragen tiber maBgeschneiderte Beschaftigungszentren.
Teilnehmer mit Behinderungen (operationelles Programm "Soziale Inklusion"):

421 063.

Schweden: Inklusion im Bildungsbereich und auf dem Arbeitsmarkt sowie Erwerb von
Kompetenzen und Qualifikationen fiir Menschen mit Schwierigkeiten beim Zugang zum
Arbeitsmarkt, einschlieBlich Menschen mit Behinderungen. Teilnehmer mit
Behinderungen: 50 287.

Rumadnien: Die MaRnahmen fiir Menschen mit Behinderungen umfassten Mafnahmen
zur Deinstitutionalisierung und die Bereitstellung von Hilfsmitteln sowie Bildungs- und
BeschaftigungsmaBnahmen. Teilnehmer mit Behinderungen (operationelles Programm
"Humankapital"): 13 670.

Quelle: Europdischer Rechnungshof auf der Grundlage seiner Priifungstatigkeit und der offenen
Datenplattform https://cohesiondata.ec.europa.eu/ (Stand Februar 2023).

2 "Europdische Struktur- und Investitionsfonds, Zusammenfassender Bericht 2022 zu den
jahrlichen Programm-Durchfihrungsberichten fir den Durchfiihrungszeitraum 2014-2020",
COM(2023) 39 final.


https://cohesiondata.ec.europa.eu/
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:2a152ea6-a0b1-11ed-b508-01aa75ed71a1.0014.02/DOC_1&format=PDF

42

76 Als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie, die im Marz 2020 begonnen hatte,
flihrte die Kommission MaBnahmen ein, die die flexiblere Verwendung von
Férdermitteln ermoglichen sollten (CRIl und spater CRII+)%3, und stellte Gber
NextGenerationEU®* zusatzliche Mittel fiir Programme im Zeitraum 2014-2020
(REACT-EU)®° bereit. In den internen Leitlinien der Kommission fiir die Mitgliedstaaten
zur Verwendung der Soforthilfe werden MaRnahmen zugunsten von Menschen mit
Behinderungen als Beispiele fiir Malnahmen genannt, die finanziert werden kénnen.
Obwohl Menschen mit Behinderungen unverhaltnismafig stark von der Pandemie
betroffen waren (siehe Beispiele in Kasten 3), werden sie jedoch nur als eine unter
weiteren schutzbediirftigen/benachteiligten Gruppen genannt.

Kasten 3

Beispiele fiir Probleme von Menschen mit Behinderungen wahrend der
COVID-19-Pandemie in den besuchten Mitgliedstaaten

In den Niederlanden hatte die Entscheidung, Besuchern den Zugang zu Pflegeheimen
und -einrichtungen zu verwehren und Tageszentren fiir Erwachsene und Kinder mit
Behinderungen zu schliefSen, die schwersten Auswirkungen auf Menschen mit
Behinderungen.

In Spanien wurden zahlreiche Unterstiitzungsangebote im Bereich der sozialen Dienste
sowie in den Bereichen Bildung und Beschaftigung fiir Menschen mit Behinderungen
durch die Pandemie eingeschrankt, und Menschen mit Behinderungen wurden bei der
Planung von MalBnahmen zur Bekdampfung der Pandemie nicht immer beriicksichtigt.

Schweden verzichtete wahrend der Pandemie auf einen landesweiten Lockdown und
beschrankte sich auf 6rtliche Lockdowns in bestimmten Bezirken und/oder
Gemeinden. Daher hatten Menschen mit Behinderungen mitunter nur
eingeschrankten Zugang zu Gesundheitsdiensten und konnten taglichen Aktivitaten
nur in beschranktem Umfang nachgehen.

Quelle: Europdischer Rechnungshof auf der Grundlage seiner Prifungstatigkeit.

8 Verordnung (EU) 2020/460.
® Verordnung (EU) 2020/2094.

% Verordnung (EU) 2020/2221.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R0460
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R2094
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R2221
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77 Im weiteren Verlauf der Pandemie (2021) untersuchte die Kommission im
Rahmen des Europdischen Semesters die Auswirkungen von COVID-19 auf Menschen
mit Behinderungen. Im Synthesebericht der Kommission®® wurde auf verschiedene
Aspekte hingewiesen:

o unverhadltnismaRig viele Todesfalle im Vergleich zu Menschen ohne
Behinderungen, wenngleich nur sehr wenige aufgeschliisselte Daten Gber
Todesfalle infolge von COVID-19 bei Menschen mit Behinderungen verfligbar

waren;

o Isolierung und Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen
infolge der Beschrankungen zur Bekampfung von COVID-19 (Besuchsverbote und
Einstellung von Aktivitaten), von denen auch in der Gemeinschaft lebende
Menschen mit Behinderungen betroffen waren;

o eingeschrankter Zugang zu Gesundheitsdiensten sowie zu Habilitations- und
RehabilitationsmaBnahmen aufgrund der Einstellung vieler "nicht wesentlicher"
Dienste;

o vielfach Aussetzung oder Einschrankung von Sozialdienstleistungen und
Unterstiitzungsangeboten;

0  Online-Schulunterricht als mutmaRlich besondere Herausforderung fiir Kinder mit
Behinderungen.

Die horizontale grundlegende Voraussetzung und die Empfehlungen des
Europdischen Semesters haben moglicherweise nur begrenzte
Auswirkungen auf die Finanzierung von MaRBnahmen fiir Menschen mit
Behinderungen im Zeitraum 2021-2027

Es besteht die Gefahr, dass die Auswirkungen der horizontalen grundlegenden
Voraussetzung nur begrenzt sind

78 Ebenso wie fir den Programmplanungszeitraum 2014-2020 sind in der
Dachverordnung fir den Zeitraum 2021-2027°% Voraussetzungen fiir von der EU
kofinanzierte Programme festgelegt. Diese sogenannten "grundlegenden
Voraussetzungen" kdnnen horizontal (d. h. fiir alle spezifischen Ziele) anwendbar oder
thematischer Art sein. Eine der horizontalen grundlegenden Voraussetzungen betrifft

¢ Européaische Kommission, COVID-19 and people with disabilities in Europe — Assessing the
impact of the crisis and informing disability-inclusive next steps, 2021.

” Verordnung (EU) 2021/1060.


https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1540&langId=en
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1540&langId=en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1060
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die Umsetzung und Anwendung der Behindertenrechtskonvention, wodurch die
Verwendung der betreffenden Unionsmittel an die Behindertenrechtskonvention
geknlpft wird.

79 Gemal dieser spezifischen horizontalen grundlegenden Voraussetzung muss in
den Mitgliedstaaten ein nationaler Rahmen bestehen, der die Umsetzung der
Behindertenrechtskonvention gewahrleistet; dies schlieRt Folgendes ein:

o Ziele mit messbaren Zielmarken, Datenerfassung und
Uberwachungsmechanismen;

o  Vorkehrungen zur Gewahrleistung, dass die Barrierefreiheitspolitik, die
Rechtsvorschriften und die Standards bei der Ausarbeitung und Durchflihrung der
Programme angemessenen Niederschlag finden;

o  Vorkehrungen zur Berichterstattung an den Begleitausschuss tber Falle von
Nichtvereinbarkeit von aus den Fonds unterstiitzten Vorhaben mit der
Behindertenrechtskonvention und tGiber gemall den Vorkehrungen nach Artikel 69
Absatz 7 der Dachverordnung eingereichte Beschwerden beziiglich der
Behindertenrechtskonvention.

80 piese horizontale grundlegende Voraussetzung muss wahrend des gesamten
Programmplanungszeitraums 2021-2027 jederzeit erfillt sein. Ansonsten Gbernimmt
die Kommission keine Erstattung der Ausgaben im Zusammenhang mit dem
betreffenden spezifischen Ziel. Dies ist ein Fortschritt gegenliber dem
Programmplanungszeitraum 2014-2020°8, als die entsprechende Vorbedingung (Ex-
ante-Konditionalitat) schlicht in einer ausreichenden Verwaltungskapazitat zur
Umsetzung und Anwendung der Behindertenrechtskonvention bestand und die
Kommission nur zu Beginn des Programmplanungszeitraums priifte, ob die
Vorbedingungen erfillt waren.

81 Der Hof stellte allerdings fest, dass die Kommission bei ihrer Bewertung der
Einhaltung der horizontalen grundlegenden Voraussetzung lediglich prifte, ob in den
nationalen Strategien oder Aktionsplanen messbare Ziele festgelegt wurden. Eine
rechtliche Verpflichtung zur Priifung, ob die Ziele tatsachlich erreicht werden, besteht
fir die Kommission nicht. Insoweit ist diese horizontale grundlegende Voraussetzung
eher eine administrative Voraussetzung fiir den Erhalt von Unionsmitteln als ein
Instrument, mit dem eine gezieltere Verwendung der Mittel sichergestellt werden
konnte.

¢ Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R1303
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In den Empfehlungen des Europdischen Semesters werden Menschen mit
Behinderungen nur bedingt beriicksichtigt

82 GemaR den Vorschriften fiir den Programmplanungszeitraum 2021-2027°°
mussen die Mitgliedstaaten den im Rahmen des Europdischen Semesters ermittelten
Herausforderungen Vorrang einrdumen und angemessene Ressourcen zur Bewaltigung
dieser Herausforderungen bereitstellen. Diese Anforderung ist fur die Finanzierung von
MalRnahmen zur Unterstiitzung von Menschen mit Behinderungen in der EU jedoch
nur von begrenzter Bedeutung.

83 In der Analyse des Hofes wurde festgestellt, dass in der Mitteilung zum
Friihjahrspaket des Europdischen Semesters 2022 Menschen mit Behinderungen nur
zweimal erwdhnt werden, einmal im Zusammenhang mit Gruppen, die
unverhaltnismalig stark von COVID-19 betroffen sind, und einmal im Zusammenhang
mit der Erhohung der Erwerbsbeteiligung. Keine der im Rahmen des Europdischen
Semesters formulierten landerspezifischen Empfehlungen fir die Jahre 2020 oder 2022
bezog sich ausdricklich auf Menschen mit Behinderungen, obwohl diese Gruppe
unverhaltnismalig stark von COVID-19 betroffen war. In den landerspezifischen
Empfehlungen 2020 wurden benachteiligte Gruppen (zu denen auch Menschen mit
Behinderungen gerechnet werden kdnnten) nicht beriicksichtigt. Im Rahmen der
landerspezifischen Empfehlungen 2022 erhielten lediglich vier Mitgliedstaaten eine
Empfehlung zu benachteiligten Gruppen. Gleichzeitig erhielten 26 von

27 Mitgliedstaaten eine identische Empfehlung zu schutzbedirftigen Gruppen im
Zusammenhang mit Energiepreiserh6hungen.

84 Bei der Analyse des Hofes wurde ferner festgestellt, dass Bezugnahmen auf
Menschen mit Behinderungen in den Landerberichten in der Regel sehr allgemein
gehalten waren und sich beispielsweise auf die Beschéaftigungsliicke bei Menschen mit
Behinderungen oder das Armutsrisiko und die Feststellung eines Handlungsbedarfs
beschrankten. In den nationalen Reformprogrammen der vier besuchten
Mitgliedstaaten wird in unterschiedlichem Umfang auf geplante Mallnahmen zur
Verbesserung der Situation von Menschen mit Behinderungen verwiesen. Die
Verweise auf Menschen mit Behinderungen in den Partnerschaftsvereinbarungen und
Programmentwirfen der vier besuchten Mitgliedstaaten bezogen sich Gberwiegend
auf die im Rahmen des Europaischen Semesters ermittelten Themen. Daher betrafen
die Bemerkungen der Kommission zu den Partnerschaftsvereinbarungen und
Programmen 2021-2027 in erster Linie die Einbeziehung der horizontalen Grundsatze
der Nichtdiskriminierung und der Barrierefreiheit.

8 Verordnung (EU) 2021/1057.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057
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85 Von den vier Mitgliedstaaten, die wahrend der Prifung besucht wurden, hat nur
Rumanien fiir den Programmplanungszeitraum 2021-2027 eine eigene Prioritat fir
Menschen mit Behinderungen vorgesehen. Bei den im Entwurf des Programms
"Inklusion" fir den Zeitraum 2021-2027 vorgesehenen MaRnahmen stehen
hauptséachlich die Verbesserung der Dienstleistungen fir Menschen mit
Behinderungen sowie assistive Technologien, Dienste zur Unterstiitzung von
Entscheidungsprozessen und Beschaftigungsmalinahmen im Vordergrund. In
Schweden richtet sich das nationale ESF+-Programm an Arbeitssuchende, fiir die der
Zugang zum Arbeitsmarkt schwierig ist, einschlieBlich Menschen mit Behinderungen.
Sowohl die Niederlande als auch Spanien werden weiterhin MaBnahmen zur
Unterstitzung von Menschen mit Behinderungen durchfiihren, die dhnlich gestaltet
sein werden wie die MalBnahmen des Programmplanungszeitraums 2014-2020.
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Schlussfolgerungen und Empfehlungen

86 Insgesamt gelangt der Hof zu dem Schluss, dass die praktischen Auswirkungen der
EU-MaRnahmen auf die Situation von Menschen mit Behinderungen in den
Mitgliedstaaten begrenzt waren. In den letzten Jahren waren in der EU keine
wesentlichen Verbesserungen in Bezug auf die Beschaftigungsliicke bei Menschen mit
Behinderungen oder das Armutsrisiko fiir Menschen mit Behinderungen — zwei der
wichtigsten Gleichstellungsindikatoren auf EU-Ebene — zu verzeichnen.

87 Mit Blick auf die verfligbaren Daten zu Menschen mit Behinderungen stellte der
Hof fest, dass die unterschiedlichen Kriterien fiir die Bewertung des Behindertenstatus
in den einzelnen Mitgliedstaaten (und Regionen) ein zentrales Problem sind, das die
Kommission daran hindert, sich einen fundierten Uberblick zu verschaffen (siehe
Ziffer 26).

88 Wie eine Behinderung eingestuft wird, hangt von der Auslegung und Anwendung
der Kriterien durch die zentralen oder dezentralen Behorden der Mitgliedstaaten ab.
Die einzigen vergleichbaren Daten zur Situation von Menschen mit Behinderungen auf
EU-Ebene beruhen auf Erhebungen, in denen die Teilnehmer ihren Behindertenstatus
selbst angeben. Bei diesen Erhebungen stellte der Hof Defizite in Bezug auf
Granularitat, Abdeckung und Haufigkeit fest. Daher decken diese Daten sich nicht
immer mit den von den Mitgliedstaaten erhobenen Verwaltungsdaten, wodurch
landeribergreifende Vergleiche in der EU schwierig sind. Diese Unterschiede
hinsichtlich des Datenmaterials kénnen die gegenseitige Anerkennung des
Behindertenstatus in der EU erschweren. Daher ist der Verwaltungsaufwand fiir
Menschen mit Behinderungen, die in einen anderen Mitgliedstaat reisen oder aus
beruflichen Griinden, wegen eines Studiums oder aus anderen Griinden in einen
anderen Mitgliedstaat umziehen, unter Umstdanden hoher als fiir Staatsangehorige
dieses Mitgliedstaats. Die Kommission hat die EU-Politik in diesem Bereich mit Blick auf
den Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen konzipiert. Hochwertige und
vergleichbare Informationen aus den Mitgliedstaaten sind eine unabdingbare
Voraussetzung dafiir, dass die EU-Politik zur Sicherstellung der Gleichberechtigung von
Menschen mit Behinderungen iberwacht werden kann (siehe Ziffern 26—34). Daher
spricht der Hof die folgende Empfehlung aus:
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Empfehlung 1 — EU-weit mehr Daten erheben, die vergleichbar
sind

Die Kommission sollte mehr Daten Uber die Situation von Menschen mit
Behinderungen erheben, die in Bezug auf Abdeckung, Granularitat und Haufigkeit
vergleichbar sind, um eine Grundlage fur die Ermittlung der Auswirkungen und der
Wirksamkeit der politischen MaBnahmen der EU zu haben, mit denen die
Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen sichergestellt werden soll.

Zieldatum fiir die Umsetzung: Ende 2025.

89 Im Jahr 2010 leitete die Kommission die Europdische Strategie zugunsten von
Menschen mit Behinderungen 2010-2020 ein, mit der die soziale Inklusion und das
Wohlergehen von Menschen mit Behinderungen verbessert werden und diese in die
Lage versetzt werden sollten, ihre Rechte uneingeschriankt wahrzunehmen. Mit dieser
Strategie wurden einige Bestimmungen des Ubereinkommens der Vereinten Nationen
Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen in den Kontext der Europadischen
Union Ubertragen und MaRBnahmen zur Unterstlitzung von Menschen mit
Behinderungen in acht vorrangigen Bereichen vorgeschlagen: Barrierefreiheit,
Teilhabe, Gleichstellung, Beschaftigung, allgemeine und berufliche Bildung, sozialer
Schutz, Gesundheit und MaRnahmen im AulRenbereich (siehe Ziffer 40).

90 Bei der EU-Strategie flir Menschen mit Behinderungen 2021-2030 wurden die
Defizite der Vorgangerstrategie groRRtenteils behoben. Der Hof stellte fest, dass die
Strategie im Einklang mit der Behindertenrechtskonvention steht und neue
MalBnahmen vorsieht, u. a. sieben Leitinitiativen. Allerdings wurde nur fiir die Halfte
der MaRRnahmen ein Abschlussdatum festgelegt, was die Uberwachung der
tatsachlichen Umsetzung einschrdanken konnte. Zudem wurden einige zentrale
Probleme, die zumindest teilweise in den Zustandigkeitsbereich der Kommission fallen,
noch nicht gel6st. Die Strategie 2021-2030 ist nach wie vor nicht hinreichend mit der
Bereitstellung von Unionsmitteln verkniipft, und die Kommission hat noch nicht
Uberprift, ob alle einschldagigen EU-Rechtsvorschriften mit der
Behindertenrechtskonvention im Einklang stehen. Dass die Annahme der
Gleichbehandlungsrichtlinie ins Stocken geraten ist und der Rechtsakt zur
Barrierefreiheit in den Mitgliedstaaten nur schleppend umgesetzt wird, steht
Fortschritten bei der Verwirklichung der Schliisselelemente der Strategie 2021-2030
entgegen (siehe Ziffern 41-50). Daher spricht der Hof die folgende Empfehlung aus:
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Empfehlung 2 — Fortschritte bei der Uberpriifung und
Verabschiedung der einschlagigen EU-Rechtsvorschriften
erzielen, um die Einhaltung der Behindertenrechtskonvention
sicherzustellen

Die Kommission sollte

a) schrittweise Gberprifen, ob die fiir die Strategie 2021-2030 maligeblichen EU-
Rechtsvorschriften mit der Behindertenrechtskonvention im Einklang stehen;

b) angemessene Mallnahmen ergreifen, um den Rat bei der Annahme der
Gleichbehandlungsrichtlinie zu unterstiitzen.

Zieldatum fiir die Umsetzung: Ende 2030 (Ende der Laufzeit der aktuellen Strategie)
fiir die Uberpriifung der einschligigen EU-Rechtsvorschriften im Hinblick auf die
Behindertenrechtskonvention; Ende 2024 fiir die MaBnahmen im Zusammenhang
mit der Annahme der Gleichbehandlungsrichtlinie.

91 Um die Beschaftigungsliicke bei Menschen mit Behinderungen zu schliel3en,
wurden in der Strategie 2021-2030 im Rahmen des Beschaftigungspakets fiir
Menschen mit Behinderungen mehrere MaRnahmen angekiindigt, deren
Auswirkungen jedoch noch nicht bewertet werden kénnen. Dariiber hinaus wird in der
Strategie 2021-2030 die Einfiihrung eines europaischen Behindertenausweises als
Schritt hin zur gegenseitigen Anerkennung des Behindertenstatus in der EU
vorgeschlagen. Die Wirksamkeit dieses Schritts wird jedoch vom festgelegten
Anwendungsbereich abhdngen. Die gegenseitige Anerkennung des Behindertenstatus
ware ein Beitrag zur Verbesserung der Barrierefreiheit im Hinblick auf die Freiziigigkeit
von Menschen mit Behinderungen innerhalb der EU (siehe Ziffern 52—60). Daher
spricht der Hof die folgende Empfehlung aus:

Empfehlung 3 — Auf die gegenseitige Anerkennung des
Behindertenstatus hinarbeiten

Die Kommission sollte unter Einhaltung der Grundsatze der Subsidiaritat und der
VerhaltnismaRigkeit mit den Mitgliedstaaten auf die gegenseitige Anerkennung des
Behindertenstatus innerhalb der EU (fur Kurzaufenthalte in den EU-Mitgliedstaaten)
hinarbeiten.

Zieldatum fiir die Umsetzung: Ende 2025.
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92 Die Kommission hat sich die ambitionierte Verpflichtung auferlegt, hinsichtlich
der Barrierefreiheit und der Beschaftigung von Menschen mit Behinderungen mit
gutem Beispiel voranzugehen. AulRerdem hat sie die anderen Unionsorgane
aufgefordert, vergleichbare Anstrengungen zu unternehmen. Bislang lasst sich anhand
der verfiigbaren Daten aber noch nicht beurteilen, ob die Unionsorgane ihre
ambitionierten Ziele in Bezug auf die Inklusion von Menschen mit Behinderungen in
ihren Personalbestand erreicht haben (siehe Ziffern 61-69). Daher spricht der Hof die
folgende Empfehlung aus:

Empfehlung 4 — Fortschritte hinsichtlich der Beschaftigung von
Menschen mit Behinderungen bei den Unionsorganen messen
und daruber berichten

Die Unionsorgane sollten mit gutem Beispiel vorangehen und

a) die Fortschritte bei der Inklusion von Menschen mit Behinderungen in den
jeweiligen Personalbestand messen;

b) regelmédRig (vorzugsweise alle zwei Jahre) unter umfassender Einhaltung der
Datenschutzvorschriften tber die Fortschritte berichten, indem sie ihre eigenen
Daten mit entsprechenden Informationen auf Unionsebene sowie nach
Moglichkeit auf Ebene der Mitgliedstaaten vergleichen.

Zieldatum fiir die Umsetzung: Ende 2025.

93 Weder im Finanzierungsrahmen der EU fiir 2014—-2020 noch im
Finanzierungsrahmen fiir 2021-2027 ist eine gesonderte Ausgabenkategorie fir die
Unterstitzung von Menschen mit Behinderungen vorgesehen. Daher ist der
Uberwachungsrahmen der Kommission auch nicht auf die Bereitstellung von
Informationen dazu ausgelegt, inwieweit Unionsmittel zur Verbesserung der Situation
von Menschen mit Behinderungen beitragen. Fiir beide in dieser Priifung
bericksichtigten Zeitraume ist nach den EU-Rechtsvorschriften ein gemeinsamer
Outputindikator fir "Teilnehmer mit Behinderung" vorgesehen. Es gibt jedoch keinen
gemeinsamen Ergebnisindikator, der Aufschluss dartiber geben wiirde, wie
Unionsmittel zur Verbesserung der Situation von Menschen mit Behinderungen
beigetragen haben (siehe Ziffern 71-77).
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94 Bei der Programmplanung der kohasionspolitischen Fonds fiir den Zeitraum
2021-2027 mussen die Mitgliedstaaten Anforderungen wie die horizontale
grundlegende Voraussetzung fiir die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention und
die Empfehlungen des Europdischen Semesters erfiillen. Der Hof stellte fest, dass die
beiden Instrumente im Hinblick auf eine bessere Ausrichtung der Unionsmittel auf die
Bediirfnisse von Menschen mit Behinderungen in den besuchten Mitgliedstaaten
moglicherweise nur begrenzte Auswirkungen haben, da diese nur unzureichend
bericksichtigt werden (siehe Ziffern 78-85).

Dieser Bericht wurde von Kammer Il unter Vorsitz von Frau Annemie Turtelboom,
Mitglied des Rechnungshofs, in ihrer Sitzung vom 28. Juni 2023 in Luxemburg
angenommen.

Fiir den Rechnungshof

Tony Murphy
Prdsident
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Anhang

Leitinitiativen der Strategie 2021-2030 und aktueller Stand

Leitinitiative

Geplant

fur

Einflhrung des europaischen 2022 Die Kommission hat den Vertrag

Ressourcenzentrums fir das Zentrum "AccessibleEU"

"AccessibleEU", das eine unterzeichnet, mit dem die

bessere Koharenz der Vorarbeiten eingeleitet wurden,

MaBnahmen zur und mehrere Prasentationen

Barrierefreiheit und einen und Veranstaltungen

leichteren Zugang zu organisiert.

elns?hlag!gem Wissen Die Kommission berat zudem

gewahrleisten soll. N )
Uber den Entwurf eines
Normungsauftrags zur
Entwicklung von Normen fiir
Produkte und Dienstleistungen
zur Umsetzung des Rechtsakts
zur Barrierefreiheit.

Vorschlag zur Einfihrung eines 2023 Die Kommission hat mit den

europdischen Mitgliedstaaten und mit

Behindertenausweises, der in Organisationen der

allen Mitgliedstaaten Zivilgesellschaft Gesprache tber

anerkannt werden soll. dieses Thema aufgenommen.
Diese MalRnahme wurde als
Legislativvorschlag in das
Arbeitsprogramm der
Kommission fir 2023
aufgenommen.

Bereitstellung von Leitlinien, in 2023 Die Kommission flihrt

denen den Mitgliedstaaten
Verbesserungen in Bezug auf
die Ermoglichung eines
unabhangigen Lebens und die
Inklusion von Menschen mit
Behinderungen in die
Gemeinschaft empfohlen
werden.

Vorbereitungsarbeiten durch,
u. a. Konsultationen mit den
Mitgliedstaaten und
einschlagigen Organisationen,
die Menschen mit
Behinderungen vertreten.




Leitinitiative

Geplant

fur
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Entwicklung eines 2024 Umsetzung hat noch nicht
europdischen begonnen.
Qualitatsrahmens fur

herausragende

Sozialdienstleistungen fiir

Menschen mit Behinderungen.

Vorlage eines Pakets zur 2022 Abgeschlossen.
Verbesserung der Das Beschaftigungspaket fiir
Arbeitsmarktchancen von Menschen mit Behinderungen
Menschen mit Behinderungen, wurde veroffentlicht.

mit dem die Mitgliedstaaten

bei der Umsetzung der

beschaftigungspolitischen

Leitlinien im Rahmen des

Europdischen Semesters

unterstitzt werden.

Einrichten der Plattform fir 2021 Abgeschlossen.

das Thema Behinderungen Die Plattform fiir das Thema
unter Mitwirkung der Behinderungen wurde im
nationalen Kontaktstellen, von Oktober 2021 eingerichtet, und
Organisationen, die Menschen die erste Sitzung im Rahmen
mit Behinderungen vertreten, der Plattform fand am

und der Kommission, um die 15. Dezember 2021 statt.
Umsetzung der

Strategie 2021-2030 sowie

nationaler Strategien

zugunsten von Menschen mit

Behinderungen zu

unterstitzen.

Annahme einer erneuerten 2022 Abgeschlossen.

Personalstrategie der
Kommission, die MaRnahmen
zur Forderung der Vielfalt und
der Inklusion von Menschen
mit Behinderungen umfasst.

Die Strategie wurde im
April 2022 veroffentlicht.

Quelle: Europdischer Rechnungshof auf der Grundlage des Uberwachungsrahmens der Kommission.
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Abklirzungen

CRII/CRII+: Coronavirus Response Investment Initiative (Investitionsinitiative zur
Bewaltigung der Coronavirus-Krise bzw. Investitionsinitiative Plus zur Bewaltigung der
Coronavirus-Krise)

EPSO: European Personnel Selection Office (Europaisches Amt fiir Personalauswahl)
ESF: Europaischer Sozialfonds
ESF+: Europaischer Sozialfonds Plus

Eurofound: European Foundation for the Improvement of Living and Working
Conditions (Europadische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen)

FRA: European Union Agency for Fundamental Rights (Agentur der Europdischen Union
fir Grundrechte)

REACT-EU: Recovery Assistance for Cohesion and the Territories of Europe (Aufbaubhilfe
flir den Zusammenhalt und die Gebiete Europas)
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Glossar

Agentur der Europaischen Union fiir Grundrechte: EU-Agentur zum Schutz der in der
EU-Grundrechtecharta verankerten Rechte, Werte und Freiheiten.

Ergebnisindikator: Werte, die zur Messung der mit geférderten Projekten erzielten
Ergebnisse oder der auf der Ebene eines operationellen Programms erzielten
Ergebnisse herangezogen werden.

Europadische Sdule sozialer Rechte: Rahmen zur Gewahrleistung von neuen und
wirksameren sozialen Rechten fiir die Biirgerinnen und Biirger der Union.

Europaische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen: EU-
Agentur, die Informationen, Beratung und Fachwissen zu sozialen, beschaftigungs- und
arbeitsbezogenen Themen bereitstellt.

Europdisches Semester: jahrlicher Zyklus, der einen Rahmen fiir die Koordinierung der
Wirtschaftspolitik der EU-Mitgliedstaaten sowie fiir die Uberwachung von
Fortschritten vorgibt.

Habilitation: Prozess der Unterstiitzung von Menschen mit Behinderungen beim
Erwerb oder bei der Verbesserung von Fahigkeiten und Funktionen fiir das tagliche
Leben.

Landerspezifische Empfehlungen: jahrliche Orientierungshilfe, die die Kommission den
einzelnen Mitgliedstaaten im Rahmen des Europdischen Semesters zu ihren
makrodkonomischen, haushalts- und strukturpolitischen MaRnahmen vorlegt.

Operationelles Programm: Rahmen fiir die Durchfiihrung EU-finanzierter
Kohdasionsprojekte in einem bestimmten Zeitraum, der die Prioritdten und Ziele
widerspiegelt, welche in Partnerschaftsvereinbarungen zwischen der Kommission und
einzelnen Mitgliedstaaten festgelegt wurden.

Outputindikator: messbare Variable zur Erlangung von Informationen, anhand derer
Produkte oder Leistungen eines Projekts bewertet werden kénnen.

Ubereinkommen der Vereinten Nationen iiber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (Behindertenrechtskonvention): Im Jahr 2007 unterzeichnete die EU
die Behindertenrechtskonvention, die im Januar 2011 in Kraft trat. Die
Behindertenrechtskonvention ist ein internationales rechtsverbindliches Instrument,
mit dem Mindeststandards fur die Rechte von Menschen mit Behinderungen festgelegt
werden. 22 der 27 EU-Mitgliedstaaten haben auch das Fakultativprotokoll zum
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Ubereinkommen ratifiziert, in dem ein Verfahren fiir Individualbeschwerden
vorgesehen ist. Die EU als solche hat dieses Protokoll nicht ratifiziert.

Ziele fiir nachhaltige Entwicklung: Im Jahr 2015 verabschiedeten die Vereinten
Nationen ihre Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung, die anschlieRend von allen
EU-Mitgliedstaaten ratifiziert wurde. In den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung werden
Menschen mit Behinderungen im Zusammenhang mit den Zielen 4 (Bildung),

8 (Wachstum und Beschaftigung), 10 (Gleichstellung), 11 (Barrierefreiheit
menschlicher Siedlungen) und 17 (Datenerhebung) ausdriicklich erwdhnt. Bei anderen
Zielen wird auf Personen in schwierigen Lagen (und somit auch auf Menschen mit
Behinderungen) Bezug genommen.
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Antworten des Europaischen
Parlaments, des Rates der
Europaischen Union, der Europaischen
Kommission und des Gerichtshofs der
Europaischen Union

https://www.eca.europa.eu/de/publications/sr-2023-20.

Zeitschiene

https://www.eca.europa.eu/de/publications/sr-2023-20.


https://www.eca.europa.eu/de/publications/sr-2023-20
https://www.eca.europa.eu/de/publications/sr-2023-20
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Priifungsteam

Die Sonderberichte des Hofes enthalten die Ergebnisse seiner Prifungen zu
Politikbereichen und Programmen der Europdischen Union oder zu Fragen des
Finanzmanagements in spezifischen Haushaltsbereichen. Bei der Auswahl und
Gestaltung dieser Priifungsaufgaben ist der Hof darauf bedacht, maximale Wirkung
dadurch zu erzielen, dass er die Risiken fiir die Wirtschaftlichkeit oder
Regelkonformitat, die Hohe der betreffenden Einnahmen oder Ausgaben und kiinftige
Entwicklungen sowie das politische und 6ffentliche Interesse abwagt.

Diese Wirtschaftlichkeitsprifung wurde von Prifungskammer Il — Ausgabenbereich
"Investitionen fir Kohdsion, Wachstum und Integration" — unter Vorsitz von

Annemie Turtelboom, Mitglied des Hofes, durchgefiihrt. Die Priifung stand unter der
Leitung von Stef Blok, Mitglied des Hofes. Herr Blok wurde unterstiitzt von seinem
Kabinettchef Johan Adriaan Lok und der Attachée Laurence Szwajkajzer, den Leitenden
Managern Pietro Puricella und Maria Eulalia Reverté | Casas, der Aufgabenleiterin
Aleksandra Klis-Lemieszonek und dem stellvertretenden Aufgabenleiter Luis de la
Fuente Layos. Zum Priifungsteam gehorten auRerdem Marjeta Leskovar und

Nils Odins. lulia-Mihaela Vladoianu leistete linguistische Unterstitzung. Olga
loannidou, die Beauftragte des Hofes fiir Vielfalt und Inklusion, leistete Unterstltzung

in Angelegenheiten, die Gleichstellung und Inklusion betrafen.

SRR O s,

Ak SR

Von links nach rechts: lulia-Mihaela Vladoianu, Luis de la Fuente Layos,
Laurence Szwajkajzer, Johan Adriaan Lok, Aleksandra Klis-Lemieszonek, Stef Blok,
Maria Eulalia Reverté | Casas, Pietro Puricella, Marjeta Leskovar.
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Etwa ein Viertel der Biirgerinnen und Biirger der EU hat nach eigenen Angaben
eine Behinderung. Die EU hat mehrere Strategien angenommen, um den
Mitgliedstaaten dabei zu helfen, Unterstiitzung fiir Menschen mit Behinderungen
bereitzustellen. Der Hof priifte, ob die Kommission wirksame MaBnahmen
ergriffen hatte, um Menschen mit Behinderungen zu unterstiitzen. Die EU-
MaBnahmen in diesem Bereich hatten nur begrenzte Auswirkungen, und die
Schlisselindikatoren hatten sich nicht wesentlich verbessert. Die Mitgliedstaaten
verwenden fiir die Zuerkennung des Behindertenstatus unterschiedliche
Kriterien, und die statistischen Daten sind nicht vergleichbar. Dies kann eine
gegenseitige Anerkennung des Behindertenstatus erschweren. In der Strategie
2021-2030 werden zwar Ziele vorgegeben, aber einige Probleme wurden noch
nicht geldst, und das vorhandene Uberwachungssystem gibt keinen Aufschluss
dariiber, in welcher Weise Unionsmittel zur Verbesserung des Lebens von
Menschen mit Behinderungen beitragen. Der Hof empfiehlt der Kommission,

in groBerem Umfang vergleichbare Daten zu erheben, auf die gegenseitige
Anerkennung des Behindertenstatus hinzuarbeiten und zu tberpriifen, ob die
Rechtsvorschriften der Union mit dem Ubereinkommen der Vereinten Nationen
liber die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Einklang stehen. Dariiber
hinaus empfiehlt der Hof den Unionsorganen, zu messen, welche Fortschritte sie
bei der Einstellung und Inklusion von Menschen mit Behinderungen machen.

Sonderbericht des Hofes gemaf Artikel 287 Absatz 4 Unterabsatz 2 AEUV.

E EUROPAISCHER RECHNUNGSHOF
EUROPAISCHER i 12, rue Alcide De Gasperi
RECHNUNGSHOF -3 o I 1615 Luxembourg
LUXEMBURG

Tel. +352 4398-1

I Kontaktformular: eca.europa.eu/de/contact
Website: eca.europa.eu
der Européischen Union Twitter: @EUAuditors

m Amt fir Veroffentlichungen




	Zusammenfassung
	Einleitung
	Politischer Rahmen der EU für Menschen mit Behinderungen
	Aufgaben und Zuständigkeiten
	Bereitstellung von Finanzmitteln zur Unterstützung von Menschen mit Behinderungen auf EU- und auf nationaler Ebene

	Prüfungsumfang und Prüfungsansatz
	Bemerkungen
	Die Kommission hat keinen fundierten Überblick über die Situation von Menschen mit Behinderungen in der EU
	Die Definitionen und Kriterien für die Zuerkennung des Behindertenstatus in den Mitgliedstaaten sind nicht vergleichbar
	Die EU-Statistiken lassen sich nicht mit den Statistiken vergleichen, die auf nationalen Definitionen beruhen

	Die Strategie 2021–2030 enthält wichtige Inklusionsinitiativen, einige zentrale Probleme wurden jedoch noch nicht gelöst
	Mit der Strategie 2021–2030 werden die Grundsätze der Behindertenrechtskonvention in konkrete Ziele und operative Maßnahmen überführt
	In der Strategie 2021–2030 werden die meisten der bei der Bewertung der Vorgängerstrategie festgestellten Defizite behoben, einige zentrale Probleme wurden jedoch noch nicht gelöst
	Die Ziele der Strategie 2021–2030 sind nach wie vor nicht hinreichend mit den EU-Finanzierungsprogrammen verknüpft
	Bislang hat die Kommission nicht überprüft, ob alle einschlägigen EU-Rechtsvorschriften mit der Behindertenrechtskonvention im Einklang stehen
	Verzögerungen bei zwei legislativen Fragen behindern Fortschritte bei Schlüsselelementen der Strategie 2021–2030

	Bei den geprüften Leitinitiativen der Strategie 2021–2030 sind Fortschritte zu verzeichnen, ihre Auswirkungen können aber noch nicht bewertet werden
	Einführung des EU-Behindertenausweises: Wirksamkeit wird vom Anwendungsbereich und der gegenseitigen Anerkennung des Behindertenstatus abhängen
	Beschäftigungspaket für Menschen mit Behinderungen: ein Schritt in die richtige Richtung, die Auswirkungen können aber noch nicht bewertet werden

	Vorbildfunktion: Als Arbeitgeber setzen sich die Unionsorgane in ambitionierter Weise für die Inklusion von Menschen mit Behinderungen ein, nachweisbare Ergebnisse wurden allerdings nur in begrenztem Umfang erzielt

	Der Kommission liegen nur begrenzte Daten darüber vor, in welchem Umfang Unionsmittel für Maßnahmen zur Unterstützung von Menschen mit Behinderungen bereitgestellt werden
	Anhand des Überwachungsrahmens für beide Programmplanungszeiträume kann nicht beurteilt werden, ob die Unionsmittel zur Verbesserung der Situation von Menschen mit Behinderungen beitragen
	Die horizontale grundlegende Voraussetzung und die Empfehlungen des Europäischen Semesters haben möglicherweise nur begrenzte Auswirkungen auf die Finanzierung von Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen im Zeitraum 2021–2027
	Es besteht die Gefahr, dass die Auswirkungen der horizontalen grundlegenden Voraussetzung nur begrenzt sind
	In den Empfehlungen des Europäischen Semesters werden Menschen mit Behinderungen nur bedingt berücksichtigt



	Schlussfolgerungen und Empfehlungen
	Anhang
	Leitinitiativen der Strategie 2021–2030 und aktueller Stand

	Abkürzungen
	Glossar
	Antworten des Europäischen Parlaments, des Rates der Europäischen Union, der Europäischen Kommission und des Gerichtshofs der Europäischen Union
	Zeitschiene
	Prüfungsteam



